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27. Bundesverfassungsgesetz: Ergänzung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
durch eine Bestimmung über die Zuständigkeit der Länder zur Regelung des
Grundstücksverkehrs für Ausländer

28. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Gehaltsüberleitungsgesetzes

29. Bundesgesetz: Abänderung des Dorotheums-Bedienstetengesetzes

30. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958

31. Bundesgesetz: Arbeitsmarktförderungsgesetz

32. Verordnung: Auflassung eines Teiles der Triester Straße im Bereich der Stadtgemeinde
St. Veit a. d. Glan als Bundesstraße

33. Verordnung: Zuweisung von Disziplinarsachen bestimmter Behörden an Disziplinarkom-
missionen bei anderen Behörden

34. Verordnung: Einrichtung und Führung des Wasserwirtschaftskatasters

2 7 . Bundesverfassungsgesetz vom 10. De-
zember 1968, mit dem das Bundes-Ver-
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 durch
eine Bestimmung über die Zuständigkeit der
Länder zur Regelung des Grundstücksver-

kehrs für Ausländer ergänzt wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Art. I

Im Art. 10 Abs. 1 Z. 6 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 wird die Wort-
folge „Zivilrechtswesen einschließlich des wirt-
schaftlichen Assoziationswesens" durch die Wort-
folge: „Zivilrechtswesen einschließlich des wirt-
schaftlichen Assoziationswesens, jedoch mit Aus-
schluß von Regelungen, die den Grundstücks-
verkehr für Ausländer verwaltungsbehördlichen
Beschränkungen unterwerfen;" ersetzt.

Art. II

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

2 8 . Bundesgesetz vom 10. Dezember
1968, mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz

neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1947, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 235/1967, wird abgeändert wie folgt:

1. Im Dienstzweig 2 des Teiles A Abschnitt II
der Anlage zu Abschnitt IV a wird den Spalten
Dienstklasse und Amtstitel angefügt:

Die Anmerkung zu diesem Dienstzweig hat zu
lauten:

,Sektionsleiter im Bundesministerium für
Landesverteidigung haben an Stelle des Amts-
titels „Brigadier-Intendant" den Amtstitel
„General-Intendant" zu führen.'

2. Dem Dienstzweig 5 des Teiles A Abschnitt II
der Anlage zu Abschnitt IV a wird folgende An-
merkung angefügt:

,Der diesem Dienstzweig angehörende Stell-
vertreter des Heereschefingenieurs hat an Stelle
des Amtstitels „Brigadier-Ingenieur" den Amts-
titel „Generalmajor des höheren militärtech-
nischen Dienstes" zu führen.'

22 24
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3. Der Abschnitt II des Teiles. C der Anlage zu Abschnitt IV a hat zu lauten:

4. Im Teil D Abschnitt II der Anlage zu Ab-
schnitt IV a ist beim Dienstzweig „1. Chargen"
folgende Anmerkung einzufügen:

,An Stelle dieser Amtstitel haben Offiziers-
anwärter während ihrer Ausbildung an der
Theresianischen Militärakademie im ersten Aus-
bildungsjahr den Amtstitel „Kadett" und nach
einer einjährigen erfolgreichen Ausbildung den
Amtstitel „Kornett" zu führen.'

Artikel II

Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes gehören Heeresangehörige, die

a) auf einen Dienstposten des Dienstzweiges
„10. Beschlagunteroffiziere", „11. Feld-
(Luft)zeugunteroffiziere", „12. Kanzlei-
unteroffiziere", „14. Musikunteroffiziere",
„15. Sanitätsunteroffiziere", „17. Truppen-
unteroffiziere" oder „18. Wirtschaftsunter-
offiziere" ernannt sind, dem im Art. I Z. 3
genannten Dienstzweig „10. Unteroffiziere
des Truppendienstes",

b) auf einen Dienstposten des Dienstzweiges
„13. Unteroffiziere des lufttechnischen
Dienstes" oder „16. Technische Unteroffi-
ziere" ernannt sind, dem im Art. I Z. 3
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genannten Dienstzweig „11. Unteroffiziere
des technischen Dienstes" an;

sie führen ab diesem Zeitpunkt die im Art. I
Z. 3 für ihren Dienstzweig vorgesehenen Amts-
titel.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

2 9 . Bundesgesetz vom 10. Dezember
1968, mit dem das Dorotheums-Bediensteten-

gesetz abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Dorotheums-Bedienstetengesetz, BGBl.
Nr. 194/1968, wird abgeändert wie folgt:

1. Die Tabelle im § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

2. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Betriebsdienstes
der Dienststufen 6 bis 1 I erhöht sich der nach

Abs. 2 für die Dienststufe 5 vorgesehene Gehalt
um

3. Die Tabelle im § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

4. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Schätztechnischen
Dienstes der Dienststuten 5 bis 7 erhöht sich der
nach Abs. 2 für die Dienststufe 4 vorgesehene
Gehalt um

5. Die Tabelle im § 8 Abs. 3 hat zu lauten:
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6. Die Tabelle im § 9 Abs. 2 hat zu lauten:

7. Die Tabelle im § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

8. Dem § 17 Abs. 6 ist nachstehender Satz an-
zufügen:

„Bei Anwendung des § 13 gilt die ruhegenuß-
fähige Zulage als Gehalt im Sinne des § 2
Abs 2."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober 1968
in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Inneres betraut.

Jonas
Klaut Soronics

3 0 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1968,
mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz

1958 neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,

BGBl. Nr. 199, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 92/1959, 88/1960, 242/1960, 119/1961,
17/1962, 323/1962, 84/1963, 198/1963, 35/1964,
335/1965, 261/1967 und BGBl. Nr. 9/1968 wird
abgeändert wie folgt:

1. Im § 6 haben die lit. e und f zu entfallen.

2. Die §§ 37 bis 43 samt Überschriften haben
zu entfallen.

3. § 60 hat zu lauten:

„§ 60. (1) Der Aufwand für Leistungen nach
diesem Bundesgesetz wird vorschußweise vom
Bund bestritten.

(2) Der Aufwand wird gedeckt:
a) durch Beiträge der Dienstgeber und der

Versicherten (Arbeitslosenversicherungsbei-
trag).

b) durch einen Beitrag des Bundes zur Ab-
deckung des Aufwandes für Karenzurlaubs-
geld einschließlich der hierauf entfallenden
Krankenversicherungsbeiträge, soweit dieser
Aufwand die Hälfte eines allfälligen Über-
schusses überschreitet, der unter Berück-
sichtigung des sich nach dem Arbeitsmarkt-
förderungsgesetz ergebenden Leistungs- und
Verwaltungsaufwandes, jedoch unter Außer-
achtlassung der Aufwendungen für das
Karenzurlaubsgeld, zu errechnen ist,

c) durch einen Beitrag des Bundes zur Not-
standshilfe einschließlich der auf sie ent-
fallenden Krankenversicherungsbeiträge
nach Maßgabe des Abs. 3.

(3) Ein Beitrag zur Notstandshilfe ist dann zu
leisten, wenn in einem Kalenderjahr der Auf-
wand für die Leistungen nach diesem Bundes-
gesetz einschließlich des Aufwandes für die
Teuerungszulage gemäß dem Bundesgesetz
BGBl. Nr. 257/1963 und der Aufwand nach
dem Bundesgesetz über die Gewährung einer
Sonderunterstützung an im Kohlenbergbau be-
schäftigte Personen im Falle ihrer Arbeitslosig-
keit, BGBl. Nr. 117/1967, höher ist als die Ein-
nahmen an Arbeitslosenversicherungsbeiträgen,
zuzüglich des Beitrages des Bundes zum Ver-
waltungsaufwand gemäß § 51 des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, und des
Bundesbeitrages zum Aufwand gemäß § 13 des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 117/1967."
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4. § 61 Abs. 10 hat zu lauten:

„Der im Abs. 1 festgesetzte Beitrag ist durch
Verordnung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen zu ändern, wenn er
dem voraussichtlichen Aufwand, der aus Mitteln
der Arbeitslosenversicherung zu bestreiten ist,
nicht mehr entspricht; bei der Festsetzung des
Beitrages ist von dem Durchschnitt des Aufwan-
des der letzten vorangegangenen zwei Jahre aus-
zugehen."

5. Der Abs. 5 des § 64 hat zu entfallen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1969 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist, das Bundesministerium für soziale
Verwaltung betraut.

Jonas
Klaus Rehor Koren

3 1 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1968
betreffend die Arbeitsmarktförderung

(Arbeitsmarktförderungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Aufgaben der mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes betrauten Dienststellen der Arbeits-

marktverwaltung

§ 1. (1) Die Dienststellen der Arbeitsmarkt-
verwaltung haben im Sinne einer aktiven Ar-
beitsmarktpolitik zur Erreichung und Aufrecht-
erhaltung der Vollbeschäftigung sowie zur Ver-
hütung von Arbeitslosigkeit dadurch beizutragen,
daß sie insbesondere

a) Personen bei der Berufswahl und bei
einem angestrebten Berufswechsel beraten,

b) Personen bei der Erlangung eines Aus-
bildungs- oder Arbeitsplatzes und bei der
Aufrechterhaltung ihrer Beschäftigung oder
Ausbildung behilflich sind,

c) Dienstgebern bei der Beschaffung geeig-
neter Arbeitskräfte behilflich sind,

d) eine allenfalls notwendige Anpassung an
die Erfordernisse des Ausbildungs- oder
Arbeitsplatzes fördern.

(2) Die Dienststellen der Arbeitsmarktver-
waltung haben, soweit dies zur Durchführung
der in Abs. 1 genannten Aufgaben notwendig
ist, die Lage und die Entwicklung des Arbeits-

marktes und der Wirtschaft sowie die berufliche
Gliederung der Bevölkerung nach Alter und Ge-
schlecht zu beobachten, hiefür notwendige Unter-
lagen zu beschaffen, erforderliche Aufzeichnun-
gen vorzunehmen und alle Maßnahmen, die eine
ständige allgemeine Übersicht gewährleisten, zu
treffen sowie die gewonnenen Erkenntnisse bei
der Durchführung ihrer Aufgaben zu verwerten.
Sofern auf Grund der Bestimmungen des Bun-
desstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, von den
sachlich zuständigen Bundesministerien ausge-
wertete Erhebungen über die Entwicklung de»
Arbeitsmarktes und der Wirtschaft sowie die
berufliche Gliederung der Bevölkerung nach
Alter und Geschlecht vorliegen, sind diese heran-
zuziehen.

(3) Die Landesarbeitsämter haben unter Zu-
grundelegung der Ergebnisse der gemäß Abs. 2
ergriffenen Maßnahmen und nach Anhörung der
Verwaltungsausschüsse (§ 44) jeweils für das
kommende Jahr das voraussichtliche Angebot
und den voraussichtlichen Bedarf an Arbeits-
kräften in ihrem Landesarbeitsamtsbezirk zu er-
mitteln und unter Berücksichtigung der vorhan-
denen Arbeitsplätze und Arbeitskräfte die für
den Bereich des Landesarbeitsamtsbezirkes zur
Erreichung der im Abs. 1 genannten Aufgaben
erforderlichen Maßnahmen nach Maßgabe der
bestehenden bundesgesetzlichen Vorschriften zu
treffen.

(4) Die Landesarbeitsämter haben in vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung fest-
zusetzenden Zeitabständen, die nicht kürzer sein
dürfen als ein Jahr, nach Anhörung der» Verwal-
tungsausschüsse eine Vorschau vorzunehmen

a) über die zu erwartenden Berufswünsche
der Arbeitsuchenden und

b) über die zu erwartenden offenen Stellen
einschließlich der Ausbildungsmöglich-
keiten, wobei insbesondere auch die beruf-
lichen und wirtschaftlichen Aussichten in
den einzelnen Berufen zu berücksichtigen
sind.

(5) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat auf Grund der nach Abs. 3 und 4
erarbeiteten Unterlagen und nach Anhörung des
Beirates für Arbeitsmarktpolitik (§ 41) eine
Gesamtanalyse zu erstellen, die auch über lang-
fristige Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt in wirt-
schaftlicher, beruflicher und sozialer Hinsicht Aus-
kunft gibt. Das Bundesministerium für soziale
Verwaltung hat Maßnahmen für eine den wirt-
schaftlichen Verhältnissen angepaßte und auf die
voraussichtliche wirtschaftliche Entwicklung Rück-
sicht nehmende Arbeitsmarktpolitik zu treffen.
Dabei ist auf übergeordnete volkswirtschaftliche
und soziale Gesichtspunkte gebührend Rücksicht
zu nehmen.
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§ 2. Die Dienststellen der Arbeitsmarktver-
waltung haben die für Fragen der Sozial- und
Wirtschaftspolitik maßgebenden Stellen über die
Lage und die Entwicklung des Arbeitsmarktes
in ihrem Bereich in geeigneter Weise laufend zu
informieren.

ABSCHNITT II

Berufsberatung, Vermittlung von Lehrstellen
und sonstigen Ausbildungsplätzen

B e g r i f f

§ 3. (1) Unter Berufsberatung im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist die Hilfe zu verstehen, die
Personen durch Berufsaufklärung und indivi-
duelle Beratung im Hinblick auf ihre Berufs-
wahl und ihr berufliches Fortkommen unter an-
gemessener Berücksichtigung ihrer Fähigkeiten
und ihrer Verwendungsmöglichkeiten auf dem
Arbeitsmarkt geleistet wird.

(2) Für die Berufsberatung sowie die Vermitt-
lung von Lehrstellen und sonstigen Ausbildungs-
plätzen gelten nachstehende Richtlinien:

a) die Inanspruchnahme der Berufsberatung
und ihrer Vermittlungsdienste ist frei-
willig,

b) niemand kann gezwungen werden, eine
angebotene Lehrstelle oder einen ange-
botenen Ausbildungsplatz anzutreten,

c) niemand kann gezwungen werden, eine
ihm von der Berufsberatung empfohlene
Person einzustellen;

d) die Berufsberatung und die Vermittlung
von Lehrstellen und Ausbildungsplätzen
sind unentgeltlich und unparteiisch durch-
zuführen,

e) bei der Berufsberatung sind die Berufs-
wünsche und die berufliche Eignung des
Ratsuchenden zu berücksichtigen, wobei
auch auf die wirtschaftliche Verwendungs-
möglichkeit Bedacht zu nehmen ist,

f) soweit zur Feststellung der Eignung des
Ratsuchenden eine psychologische oder
ärztliche Untersuchung erforderlich ist,
bedarf es hiezu der Zustimmung des Rat-
suchenden, bei einem minderjährigen auch
des Erziehungsberechtigten (§ 39 Jugend-
wohlfahrtsgesetz, BGBl. Nr. 99/1954),

g) auf die Vermittlung einer bestimmten
Lehrstelle, eines bestimmten Ausbildungs-
platzes oder einer bestimmten Person be-
steht kein Rechtsanspruch,

h) auf die Vermittlung von Lehrstellen und
sonstigen Ausbildungsplätzen findet die
Vorschrift des § 10 lit. g sinngemäß An-
wendung.

(3) Bei der Berufsberatung, insbesondere der
zur Schulentlassung kommenden Schüler, ist Be-
dacht zu nehmen auf die im Sinne des § 2 des

Schulorganisationsgesetzes 1962, BGBl. Nr. 242,
getroffenen Maßnahmen der Schule.

D u r c h f ü h r u n g d e r
B e r u f s b e r a t u n g

§ 4. (1) Die Berufsberatung ist von dem Ar-
beitsamt durchzuführen, in dessen Bezirk der
Ratsuchende seinen ordentlichen Wohnsitz, in
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat, bei den zur Schulentlassung
kommenden Schülern allgemeinbildender Schulen
von dem Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Schule
gelegen ist, und bei einem eigens eingerichteten
Arbeitsamt, wenn die Größe der Zahl der Rat-
suchenden die Einrichtung rechtfertigt.

(2) Sonderdienste der Berufsberatung können
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung,
den Landesarbeitsämtern oder einem anderen
als dem sonst zuständigen Arbeitsamt für einen
über seinen Arbeitsamtsbezirk hinausgehenden
Bereich durchgeführt werden, wenn die Beratung
eines bestimmten Personenkreises besondere
Qualifikationen des beratenden Personals, erfor-
dert und die geringe Zahl der zu Beratenden
dieses Personenkreises die Einrichtung von ent-
sprechenden Sonderdiensten bei dem sonst zu-
ständigen Arbeitsamt nicht rechtfertigt.

(3) Zur Durchführung der Berufsberatung
sind in dem hiefür erforderlichen Ausmaß ins-
besondere zu erstellen und zu führen:

a) Vormerkungen über die Ratsuchenden
hinsichtlich ihrer beruflichen Befähigung
und den angestrebten Beruf,

b) Vormerkungen über Aufträge zur Be-
setzung offener Lehrstellen und sonstiger
Ausbildungsplätze sowie über die Arbeits-
bedingungen und Voraussetzungen, unter
denen sie besetzt werden sollen,

c) berufskundliche Unterlagen, die vor allem
Berufsbilder, Berufsausbildungsrichtlinien
und vergleichbare Aussagen über die Berufs-
anforderungen, Berufsaussichten in ihrer
langfristigen volkswirtschaftlichen Entwick-
lung sowie Verdienstmöglichkeiten der ein-
zelnen Berufe zu enthalten haben.

§ 5. (1) Den Dienststellen der Arbeitsmarkt-
verwaltung obliegt es unter anderem, im Ein-
vernehmen mit den Schulleitungen für die Ab-
haltung einer berufsaufklärenden Unterrichtung
durch Berufsberater in der Schule zu sorgen,
und zwar für Schüler

a) der 8. Schulstufe der Volks-, Haupt- und
Sonderschulen,

b) niedrigerer Schulstufen der Volks-, Haupt-
und Sonderschulen, sofern sie durch den
Besuch dieser Schulstufe das neunte Jahr
der allgemeinen Schulpflicht erfüllen,

c) des Polytechnischen Lehrganges
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(2) Darüber hinaus haben die Dienststellen
der Arbeitsmarktverwaltung auf Ersuchen der
Schulbehörde Fachleute zur Ergänzung des be-
rufsorientierenden Unterrichtes im Polytech-
nischen Lehrgang zur Verfügung zu stellen und
die Schule über deren Wunsch bei generellen
Maßnahmen der Berufswahlvorbereitung, wie
Führungen in berufskundliche Ausstellungen, in
Betriebe und zu Filmveranstaltungen, zu unter-
stützen.

(3) Die Vorschriften der Abs. 1 und 2 mit
Ausnahme der den Polytechnischen Lehrgang
betreffenden Bestimmungen gelten sinngemäß
hinsichtlich der allgemeinbildenden höheren
Schulen bezüglich entsprechender Maßnahmen
für die Schüler der beiden letzten Schulstufen.

§ 6. (1) Zu Beginn des Schuljahres haben die
Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie die
Polytechnischen Lehrgänge alle im § 5 Abs. 1
unter lit. a bis c genannten Schüler dem nach
dem Standort der Schule zuständigen Arbeitsamt
nach Maßgabe des Abs. 4 zu melden.

(2) Die allgemeinbildenden höheren Schulen
haben jene Schüler, die nach Erfüllung ihrer
Schulpflicht die Schule verlassen, sobald dies be-
kannt wird, und überdies die Schüler der beiden
letzten Schulstufen zu Beginn des Schuljahres
dem nach dem Standort der Schule zuständigen
Landesarbeitsamt nach Maßgabe des Abs. 4 zu
melden.

(3) Die berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen haben alle vorzeitig ausscheidenden
Schüler dem nach ihrem Standort zuständigen
Arbeitsamt nach Maßgabe des Abs. 4 zu melden.

(4) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat die Form der Meldungen und die
inhaltliche Gestaltung der Formulare der Berufs-
beratungskarten im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Unterricht, soweit davon
land- und forstwirtschaftliche Schulen betroffen
sind, im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft, festzusetzen.

(5) Die in den Abs. 1 und 2 genannten Schulen
haben bei Vorliegen einer schriftlichen Einver-
ständniserklärung des Erziehungsberechtigten
(§ 39 Jugendwohlfahrtsgesetz, BGBl. Nr. 99/
1954) der Schüler ein Lehrergutachten und,
sofern vorhanden, auch ein Schularztgutachten
über die betreffenden Schüler dem zuständigen
Arbeitsamt beziehungsweise Landesarbeitsamt
für Zwecke der individuellen Berufsberatung zur
Verfügung zu stellen.

§ 7. (1) Die Dienststellen der Arbeitsmarkt-
verwaltung haben ein Berufsberatungsgutachten
zu erstellen und an andere Stellen weiterzu-
geben, wenn dies durch gesetzliche Vorschriften
angeordnet ist.

(2) Überdies haben die Dienststellen der Ar-
beitsmarktverwaltung über Wunsch des Rat-

suchenden, bei einem minderjährigen über
Wunsch des Erziehungsberechtigten (§ 39 Ju-
gendwohlfahrtsgesetz, BGBl. Nr. 99/1954), ein
Berufsberatungsgutachten zu erstellen, dessen
Weitergabe an andere Stellen nur mit Zustim-
mung der vorgenannten Personen zulässig ist.

(3) Alle bei Durchführung der Berufsberatung
ausschließlich aus der amtlichen Tätigkeit be-
kanntgewordenen Tatsachen unterliegen der Ge-
heimhaltung, soweit ihre Geheimhaltung im
Interesse einer Gebietskörperschaft oder der
Parteien geboten erscheint (Art. 20 Abs. 2
B-VG.).

§ 8. (1) Zur Durchführung der Berufsberatung
sind solche Personen heranzuziehen, welche die
persönliche Eignung haben und auf Grund ihrer
Vorbildung die erforderlichen fachlichen Voraus-
setzungen besitzen.

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat für die fachliche Ausbildung und Fort-
bildung der in der Berufsberatung tätigen Per-
sonen durch geeignete Schulungsmaßnahmen zu
sorgen.

ABSCHNITT III

Arbeitsvermittlung

B e g r i f f

§ 9. (1) Arbeitsvermittlung im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist jede Tätigkeit, die darauf ge-
richtet ist, Arbeitsuchende mit Dienstgebern zur
Begründung von Dienstverhältnissen oder mit
Auftraggebern (Zwischenmeistern, Mittelsper-
sonen) zur Begründung von Heimarbeitsverhält-
nissen im Sinne des Heimarbeitsgesetzes 1960,
BGBl. Nr. 105/1961, zusammenzuführen, es sei
denn, daß diese Tätigkeit nur gelegentlich und
unentgeltlich oder auf Einzelfälle beschränkt aus-
geübt wird. Unter den Begriff Arbeitsvermitt-
lung fällt auch die Vermittlung von Arbeit-
suchenden von Österreich in das Ausland und
vom Ausland nach Österreich.

(2) Unentgeltlich im Sinne des Abs. 1 ist die
Tätigkeit der Arbeitsvermittlung, wenn sie nicht
auf Gewinn gerichtet ist und ohne sonstigen
wirtschaftlichen Nutzen ausgeübt wird.

(3) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt auch
die Herausgabe und der Vertrieb sowie der Aus-
hang von Listen über Stellenangebote und
Stellengesuche einschließlich der den Listen
gleichzuachtenden Sonderdrucke und Auszüge
aus periodischen Druckschriften. Die Aufnahme
von Stellenangeboten und Stellengesuchen in
Zeitungen, Zeitschriften, Fachblättern und
ähnlichen periodisch erscheinenden Druck-
schriften wird hiedurch nicht eingeschränkt, es
sei denn, daß die Veröffentlichung von Stellen-
angeboten und Stellengesuchen der Hauptzweck
des Druckwerkes ist. Die Veröffentlichung von
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Stellenangeboten für eine Beschäftigung im Aus-
land bedarf jedoch der vorherigen Zustimmung
des zuständigen Landesarbeitsamtes. Zuständig
ist das Landesarbeitsamt, in dessen Bereich die
Druckschrift hergestellt wird. Die Zustimmung
zur Veröffentlichung ist zu erteilen, wenn durch
das Stellenangebot Arbeitskräfte gesucht werden,
an denen im Inland kein Mangel besteht.

(4) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt
des weiteren auch die Zurverfügungstellung von
Arbeitskräften an Dritte, sofern demjenigen, der
die Arbeitskräfte zur Verfügung stellt, diesen
gegenüber dienstgeberähnliche Befugnisse zu-
kommen, ohne daß er entsprechende Pflichten,
insbesondere das wirtschaftliche Wagnis, auf
längere Dauer und unabhängig davon über-
nimmt, ob eine Beschäftigung nachgewiesen
werden kann.

(5) Jede auf Arbeitsvermittlung gerichtete
Tätigkeit, die durch die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes oder andere gesetzliche Vor-
schriften nicht gedeckt wird, ist untersagt.

§ 10. Für die Arbeitsvermittlung gelten ins-
besondere nachstehende Richtlinien:

a) die Inanspruchnahme der Arbeitsvermitt-
lung ist freiwillig,

b) niemand kann gezwungen werden, eine
ihm angebotene Arbeit anzunehmen — die
Bestimmungen des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, werden
hiedurch nicht berührt,

c) niemand kann gezwungen werden, eine
angebotene Arbeitskraft einzustellen,

d) die Arbeitsvermittlung hat dahin zu wir-
ken, daß Arbeitsuchenden offene Stellen
nachgewiesen werden und die Dienstgeber
die angeforderten Arbeitkräfte erhalten
können,

e) die Arbeitsvermittlung ist unentgeltlich
und unparteiisch durchzuführen,

f) bei der Arbeitsvermittlung sind die Fähig-
keiten, Wünsche, die psychische und
physische Eignung und die sozialen Ver-
hältnisse des Arbeitsuchenden einerseits
und die Wünsche des Dienstgebers und die
Erfordernisse des Arbeitsplatzes anderseits
zu berücksichtigen,

g) Arbeitsuchende dürfen nur zu Arbeiten
vermittelt werden, die ihren körperlichen
Fähigkeiten angemessen sind, ihre Gesund-
heit und Sittlichkeit nicht gefährden und
angemessen entlohnt sind, wobei als ange-
messen eine Entlohnung dann gilt, wenn
sie den jeweils anzuwendenden kollektiv-
vertraglichen beziehungsweise gesetzlichen
Bestimmungen entspricht,

h) soweit zur Feststellung der Eignung des
Arbeitsuchenden eine ärztliche beziehungs-
weise psychologische Untersuchung erfor-

derlich ist, bedarf es hiezu der Zustimmung
des Arbeitsuchenden, bei einem minder-
jährigen auch seines Erziehungsberechtig-
ten (§ 39 Jugendwohlfahrtsgesetz, BGBl.
Nr. 99/1954),

i) ein Rechtsanspruch auf Vermittlung eines
bestimmten Arbeitsplatzes oder einer be-
stimmten Arbeitskraft besteht nicht.

§ 11. (1) Eine Vermittlung in einen von Streik
oder Aussperrung betroffenen Betrieb sowie die
Vermittlung von streikenden oder ausgesperrten
Dienstnehmern ist unzulässig.

(2) Das nach dem Standort des Betriebes zu-
ständige Arbeitsamt ist durch die zuständigen
Interessenvertretungen der Dienstgeber von
einer verfügten Aussperrung und durch die
zuständigen Interessenvertretungen der Dienst-
nehmer von dem Ausbruch eines Streiks, sofort
nachdem die Interessenvertretungen von der
Aussperrung beziehungsweise dem Streik Kennt-
nis erlangt haben, auf kürzestem Wege zu ver-
ständigen. In gleicher Weise ist von der Beendi-
gung einer Aussperrung oder eines Streiks Mit-
teilung zu machen.

D u r c h f ü h r u n g d e r A r b e i t s -
v e r m i t t l u n g

§ 12. Die Arbeitsvermittlung ist von dem Ar-
beitsamt, in dessen Bezirk der Arbeitsuchende
seinen ordentlichen Wohnsitz, in Ermangelung
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat, durchzuführen. Abweichend davon können
Sonderdienste der Arbeitsvermittlung vom Bun-
desministerium für soziale Verwaltung, den
Landesarbeitsämtern oder einem anderen als
dem sonst zuständigen Arbeitsamt für einen
über seinen Arbeitsamtsbezirk hinausgehenden
Bereich durchgeführt werden, wenn die Arbeits-
vermittlung eines bestimmten Personenkreises
besonders qualifiziertes Vermittlungspersonal er-
fordert oder die geringe Zahl der zu Vermitteln-
den dieses Personenkreises die Einrichtung von
entsprechenden Sonderdiensten bei dem sonst
zuständigen Arbeitsamt nicht rechtfertigt.

§ 13. (1) Zur Durchführung der Arbeitsver-
mittlung sind in dem hiefür erforderlichen Aus-
maß insbesondere zu erstellen und zu führen:

a) Vormerkungen über die Arbeitsuchenden,
ihre berufliche Befähigung und Erfahrung
sowie über die angestrebte Beschäftigung,

b) Vormerkungen über Aufträge zur Be-
setzung offener Stellen oder Ausbildungs-
stellen, über die Voraussetzungen, unter
denen sie besetzt werden sollen, und über
die Arbeitsbedingungen,

c) Unterlagen über Betriebe.
(2) Die Dienststellen der Arbeitsmarktver-

waltung haben für eine Veröffentlichung ge-
meldeter freier Arbeitsplätze und Ausbildungs-
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stellen sowie der Arbeitsgesuche zu sorgen,
soweit dies zur erfolgreichen Durchführung der
Arbeitsvermittlung zweckmäßig und unter Be-
rücksichtigung des damit verbundenen Auf-
wandes gerechtfertigt erscheint.

§ 14. Alle bei Durchführung der Arbeits-
vermittlung ausschließlich aus der amtlichen
Tätigkeit bekanntgewordenen Umstände und
Tatsachen unterliegen der Geheimhaltung, so-
weit ihre Geheimhaltung im Interesse einer Ge-
bietskörperschaft oder der Parteien geboten er-
scheint.

§ 15. (1) Zur Durchführung der Arbeitsver-
mittlung sind solche Personen heranzuziehen,
die auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder
Vorbildung die erforderliche fachliche und über-
dies die notwendige persönliche Eignung haben.

(2) Die Vorschrift des § 8 Abs. 2 findet sinn-
gemäß Anwendung.

§ 16. Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat nach Anhörung des Beirates für
Arbeitsmarktpolitik zu verordnen, daß Per-
sonengruppen, deren Vermittlung im Hinblick
auf ihre persönlichen Verhältnisse, wie körper-
liche oder psychische Behinderung oder vor-
zeitige Auflösung des Lehrverhältnisses ohne
eigenes Verschulden, erschwert ist, bei der Ar-
beits- und Lehrstellenvermittlung besonders zu
berücksichtigen sind. Gesetzliche Regelungen über
die bevorzugte Arbeitsvermittlung werden hie-
durch nicht berührt.

E i n r i c h t u n g e n z u r A r b e i t s v e r -
m i t t l u n g a u ß e r h a l b d e r A r b e i t s -

m a r k t v e r w a l t u n g

§ 17. (1) Abweichend von der Vorschrift des
§ 12 kann Arbeitsvermittlung auch von kari-
tativen Einrichtungen maßgeblicher Bedeutung
sowie von den gesetzlichen Interessenvertretun-
gen und kollektivvertragsfähigen Berufsvereini-
gungen hinsichtlich ihrer Mitglieder unter nach-
stehenden Bedingungen ausgeübt werden:

a) die Ausübung der Arbeitsvermittlung hat
entsprechend den für die Arbeitsvermitt-
lung gemäß § 10 geltenden Richtlinien zu
erfolgen und ist dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung innerhalb von drei
Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes anzuzeigen; in der Anzeige sind
der Ort und der Umfang der Vermittlungs-
tätigkeit sowie der Personenkreis, auf den
sich die Vermittlungstätigkeit bezieht, be-
kanntzugeben; bei erstmaliger Ausübung
der Vermittlungstätigkeit ist die Anzeige
vor Aufnahme derselben zu erstatten,

b) das Ausmaß der Vermittlungstätigkeit
muß sich, verglichen mit dem Ausmaß der
den genannten Institutionen obliegenden
einzelnen wesentlichen Aufgaben, in jenen

Grenzen halten, die diese Vermittlungs-
tätigkeit als geringfügig erscheinen lassen.

(2) Die Vermittlungstätigkeit gemäß Abs. 1
ist zu untersagen, wenn bei ihrer Durchführung
wiederholt oder in grober Weise gegen die Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes verstoßen wurde.

(3) Darüber hinaus kann das Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung auf Antrag auch
anderen Einrichtungen die Durchführung der un-
entgeltlichen Arbeitsvermittlung für bestimmte
Berufsgruppen übertragen, wenn hiefür ein Be-
darf nicht nur für einen verhältnismäßig kurzen
Zeitraum besteht und es die Besonderheit der
Arbeitsvermittlung in diesen Berufsgruppen
zweckmäßig erscheinen läßt. Überdies muß die
Gewähr dafür gegeben sein, daß der Antrag-
steller die für eine erfolgreiche Vermittlung in
diesen Berufsgruppen nötigen Voraussetzungen
aufweist und die unentgeltliche Arbeitsvermitt-
lung gemäß den für die Arbeitsvermittlung
geltenden Richtlinien (§ 10) und im Einklang
mit den sonstigen Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes durchführen wird. Vor der Übertragung
ist der Beirat für Arbeitsmarktpolitik zu hören.

(4) Die Übertragung der unentgeltlichen
Arbeitsvermittlung kann mit Auflagen verbun-
den werden, die die Einhaltung der Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes sicherstellen sollen.

(5) Die Übertragung ist vom Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung zu widerrufen, wenn
die Voraussetzungen, die hiefür maßgebend
waren, nicht mehr vorliegen, ferner dann, wenn
bei der Durchführung der unentgeltlichen Ar-
beitsvermittlung gegen die Vorschriften dieses
Bundesgesetzes oder gegen die sich aus den Auf-
lagen (Abs. 4) ergebenden Verpflichtungen
wiederholt oder in grober Weise verstoßen
wurde oder andere öffentliche Interessen verletzt
worden sind.

§ 18. (1) Das Bundesministerium für soziale
Verwaltung hat auf Antrag die Ausübung der
entgeltlichen Arbeitsvermittlung, das ist im
Sinne dieses Bundesgesetzes die auf Gewinn ge-
richtete Arbeitsvermittlungstätigkeit, physischen
Personen ausnahmsweise für eine, mehrere oder
alle der nachstehenden Vermittlungsarten zu be-
willigen:

a) Konzertvermittlung, das ist die Vermitt-
lung von Personen, die bei Instrumental-
oder Vokalkonzerten, Gesangs- oder ande-
ren Vorträgen oder Darbietungen, an denen
ein Interesse der Kunst oder Wissenschaft
besteht, mitwirken,

b) Artistenvermittlung, das ist die Vermitt-
lung von Personen, die artistische oder
artistisch-künstlerische Leistungen erbrin-
gen,

c) Bühnenvermittlung, das ist die Vermittlung
von Personen, die bühnenkünstlerische
Leistungen erbringen,
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d) Filmvermittlung, das ist die Vermittlung
von Personen, die filmkünstlerische Leistun-
gen erbringen,

e) Musikervermittlung, das ist die Vermittlung
von Personen, die allein oder in Gruppen
als Musiker tätig werden.

Vor der Entscheidung über den Antrag ist der
Beirat für Arbeitsmarktpolitik anzuhören.

(2) Die Ausübung der entgeltlichen Arbeitsver-
mittlung darf nur bewilligt werden, wenn

a) der Antragsteller die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzt,

b) die Gewähr gegeben erscheint, daß der An-
tragsteller die entgeltliche Arbeitsvermitt-
lung im Einklang mit den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes durchführen wird, und

c) ein Bedarf hiezu nicht nur für einen ver-
hältnismäßig kurzen Zeitraum besteht.

(3) Für die Durchführung der entgeltlichen
Arbeitsvermittlung müssen eigene Geschäfts-
räume zur Verfügung stehen. Diese Geschäfts-
räume dürfen nicht mit Räumen in unmittel-
barer Verbindung stehen, in denen eine andere
selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird.

(4) Die Bewilligung der entgeltlichen Arbeits-
vermittlung ist mit Auflagen zu verbinden, die
die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sicherstellen sollen.

(5) Auf Verlangen ist dem Bundesministerium
für soziale Verwaltung, dem zuständigen Landes-
arbeitsamt sowie dem zuständigen Arbeitsamt
Einsicht in die Aufzeichnungen und sonstigen
Unterlagen über die Vermittlungstätigkeit zu
gewähren und über diese Tätigkeit jede ver-
langte Auskunft zu erteilen.

(6) Die Bewilligung ist vom Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung zu widerrufen,
wenn die Voraussetzungen, die hiefür maßgebend
waren, nicht mehr vorliegen, ferner dann, wenn
bei der Durchführung der entgeltlichen Arbeits-
vermittlung gegen die Vorschriften dieses Bun-
desgesetzes oder gegen die sich aus den Auflagen
(Abs. 4) ergebenden Verpflichtungen wiederholt
oder in grober Weise verstoßen wurde oder
andere öffentliche Interessen verletzt worden
sind.

(7) Abweichend von der Vorschrift des Abs. 2
lit. a ist Ausländern gegen Nachweisung der
materiellen Gegenseitigkeit durch den Staat, dem
sie angehören, die Durchführung der entgeltlichen
Arbeitsvermittlung zu bewilligen.

ABSCHNITT IV
Arbeitsmarktpolitische Förderungsmaßnahmen

B e i h i l f e n z u r F ö r d e r u n g d e r E r l a n -
g u n g v o n A r b e i t s - o d e r A u s b i l -
d u n g s p l ä t z e n o d e r z u r S i c h e r u n g

e i n e r B e s c h ä f t i g u n g
§ 19. (1) Zur Erlangung eines Arbeits- oder

Ausbildungsplatzes oder zur Sicherung einer Be-

schäftigung oder Ausbildung können Beihilfen
gewährt werden, um

a) die berufliche Ausbildung in einem Lehr-
beruf zu erleichtern,

b) eine Ein-, Um- oder Nachschulung oder
eine unter lit. a nicht erfaßte berufliche
Ausbildung zu erleichtern, eine Arbeitser-
probung, eine Berufsvorbereitung oder ein
Arbeitstraining zu ermöglichen und eine
Weiterentwicklung im Beruf zu fördern,

c) Vorstellungen und Bewerbungen zu er-
leichtern,

d) Reisen und Übersiedlungen, die mit dem
Arbeitsantritt im Zusammenhang stehen,
zu erleichtern,

e) die Führung eines getrennten Haushaltes
zu erleichtern,

f) bei der Beschaffung von Arbeitskleidung
und Arbeitsausrüstung sowie Behinderten
bei der Beschaffung von Arbeitsplatzaus-
rüstung zu helfen,

g) den Zeitraum, der zwischen dem Antritt
einer neuen Beschäftigung und der ersten
Lohnauszahlung liegt, überbrücken zu
helfen.

(2) Beihilfen gemäß Abs. 1 können an be-
ziehungsweise für Personen gewährt werden,

a) die einen Beruf erlernen,
b) die beschäftigungslos sind,
c) die eine qualifiziertere oder produktivere

Beschäftigung anstreben,
d) die selbständig erwerbstätig sind und sich

für eine unselbständige Beschäftigung aus-
bilden lassen, weil sie infolge von Struktur-
änderungen zum Wechsel in einen unselb-
ständigen Beruf gezwungen sind,

e) deren Arbeitsplätze von einer Betriebsein-
stellung, -einschränkung oder -Umstellung
betroffen sind oder in nächster Zeit be-
troffen werden, oder

f) die auf Grund einer Minderung der körper-
lichen oder geistigen Leistungsfähigkeit
eine Erwerbstätigkeit nicht ohne solche
Beihilfen
aa) aufnehmen oder

bb) beibehalten können.

(3) Für Dienstnehmer, denen die Teilnahme
an Maßnahmen gemäß Abs. 1 lit. b vom zustän-
digen Arbeitsamt bewilligt wurde, kann bei nur
teilweiser Freistellung von der Dienstleistung
zwischen dem Dienstgeber und dem Dienst-
nehmer, sofern dies eine kollektivvertragliche
Regelung nicht ausdrücklich ausschließt, eine
Vereinbarung über die Aliquotierung der Bezüge
entsprechend der geleisteten Arbeitszeit getroffen
werden.
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§ 20. (1) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. a
können den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zu
den Kosten der Berufsausbildung in einem Lehr-
beruf je nach der Lage des Falles in Form von
laufenden Beihilfen, als einmalige Beihilfe oder
in beiden Formen gewährt werden, wenn ohne
Gewährung einer Beihilfe die Möglichkeit der
Ausbildung in Frage gestellt wäre. Ob die Ge-
währung einer laufenden oder einer einmaligen
Beihilfe oder ob die Gewährung der Beihilfen
beider Formen in Betracht kommt und die Höhe
derselben richtet sich nach den persönlichen Ver-
hältnissen des Beihilfenwerbers. Als laufende Bei-
hilfe kann ein Zuschuß bis zu 500 S monatlich,
als einmalige Beihilfe kann entweder einmal für
die gesamte Dauer der Lehrzeit oder einmal je
Lehrjahr ein Zuschuß bis zu 1000 S gewährt wer-
den. Sollte auf Grund geänderter wirtschaftlicher
Verhältnisse mit den festgesetzten Höchstsätzen
das Auslangen nicht mehr gefunden werden, so
hat das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen unter Bedachtnahme darauf
entsprechende neue Höchstgrenzen festzusetzen.

(2) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. b können
den Beihilfenwerbern gewährt werden als Zu-
schüsse

a) zu den Teilnahme- und Beitragskosten,
b) zu den Reise-, Unterkunfts- und Verpfle-

gungskosten,
c) zur Deckung des Lebensunterhaltes,
d) zur Deckung der erhöhten Kosten des

Lebensunterhaltes bei einer allenfalls er-
forderlichen getrennten Haushaltsführung
bis zur Dauer eines Jahres,

und zwar im Falle der lit. c in der Höhe von
höchstens 80 v. H. des letzten Bruttoarbeitsent-
geltes, mindestens jedoch in der Höhe des sich
im Falle der Arbeitslosigkeit in diesem Zeitpunkt
nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958
ergebenden Arbeitslosengeldes. Für den Fall, daß
ein Bruttoarbeitsentgelt nicht gegeben ist, gilt
als Bruttoarbeitsentgelt das niedrigste kollektiv-
vertragliche Bruttoarbeitsentgelt eines über
18 Jahre alten mit leichten Tätigkeiten beschäf-
tigten Metallhilfsarbeiters gemäß dem lohnrecht-
lichen Teil zum Kollektivvertrag für eisen- und
metallerzeugende und -verarbeitende Industrie
und Gewerbe Österreichs. Innerhalb der in den
vorangehenden Sätzen bezeichneten Grenzen ist
der Zuschuß unter Berücksichtigung der persön-
lichen Verhältnisse des Teilnehmers und des Be-
darfes der Wirtschaft an Arbeitskräften mit den
durch die beabsichtigte Schulung erreichbaren
Qualifikationen jeweils so festzusetzen, daß die
im § 19 Abs. 1 lit. b genannten Ziele erreicht
werden können. In den Fällen der lit. a, b und
d können Zuschüsse unter Bedachtnahme auf die
persönlichen Verhältnisse des Teilnehmers bis
zur Höhe der tatsächlich entstehenden Kosten
gewährt werden.

(3) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. c können
den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zu den not-
wendigen Vorstellungs- und Bewerbungskosten
bis zur tatsächlich entstehenden Höhe gewährt
werden, wenn ohne eine solche Beihilfe eine
Vorstellung oder Bewerbung im Hinblick auf
die persönlichen Verhältnisse des Beihilfenwer-
bers nicht möglich wäre.

(4) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. d können
den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zu den
Kosten der Reise und der Übersiedlung nach
dem neuen Aufenthaltsort bis zur tatsächlich
entstehenden Höhe gewährt werden, wenn zur
Erlangung eines Arbeits- oder eines Ausbildungs-
platzes ein Wechsel des Aufenthaltsortes notwen-
dig ist, die voraussichtliche Dauer der Beschäfti-
gung und die persönlichen Verhältnisse des Bei-
hilfenwerbers dies rechtfertigen. Solche Beihilfen
können auch als Zuschüsse zu den Reise- und
Übersiedlungskosten der Familienangehörigen,
die zur Fortsetzung oder Aufnahme der Haus-
gemeinschaft an den neuen Aufenthaltsort mit-
reisen oder nachfolgen, gewährt werden, wenn
die für die Beihilfengewährung an den Arbeit-
nehmer erforderlichen Voraussetzungen sinn-
gemäß gegeben sind und ihre Unterkunft ge-
sichert ist.

(5) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. e können
den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zur Deckung
der erhöhten Kosten des Lebensunterhaltes, die
durch die Notwendigkeit, einen getrennten
Haushalt zu führen, verursacht sind, bis zu
einem Jahr nach Aufnahme der Beschäftigung
gewährt werden, wenn die persönlichen Verhält-
nisse des Beihilfenwerbers dies erfordern und
wenn anzunehmen ist, daß das Dienstverhältnis
voraussichtlich länger als ein Jahr dauern wird
und nicht durch eine vertragliche Regelung eine
Entschädigung für eine getrennte Haushalts-
führung vorgesehen ist.

(6) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. f können
den Beihilfenwerbern zur Beschaffung der not-
wendigen Arbeitskleidung, Arbeitsausrüstung
und Arbeitsplatzausrüstung entweder als unver-
zinsliches Darlehen oder als Zuschuß gewährt
werden, wenn der Beihilfenwerber nicht über
die zur Beschaffung erforderlichen Mittel ver-
fügt und dadurch die Arbeitsaufnahme in Frage
gestellt wäre. Als Darlehen kann ein Betrag bis
zur Höhe der Anschaffungskosten, rückzahlbar
in gleichen Monatsraten, längstens innerhalb
eines Jahres, gerechnet ab dem Tage der ersten
Lohnzahlung, gewährt werden. Als Zuschuß
kann die Beihilfe, und zwar bis zur halben Höhe
der Anschaffungskosten, dann gewährt werden,
wenn die Rückzahlung eines gewährten Dar-
lehens im Hinblick auf die persönlichen Verhält-
nisse des Beihilfenwerbers eine besondere Härte
darstellen würde.

26
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(7) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. g können
den Beihilfenwerbern als unverzinsliches Dar-
lehen zur Überbrückung des Zeitraumes, der
zwischen dem Antritt einer neuen Beschäftigung
und der ersten Lohnauszahlung liegt, gewährt
werden, wenn sie nicht über die zur Bestreitung
des Lebensunterhaltes erforderlichen Mittel in
diesem Zeitraum verfügen. Als Darlehen kann
ein Betrag bis zur Höhe des für diesen Zeitraum
gebührenden Entgelts gewährt werden, rückzahl-
bar längstens innerhalb von drei Monaten, ge-
rechnet ab dem Tage der ersten Lohnauszahlung.

§ 21. (1) Inhabern von Betrieben, die Maß-
nahmen gemäß § 19 Abs. 1 lit. b im eigenen
Interesse durchführen, können Zuschüsse bis
zu 50 v. H. des ihnen entstehenden Personal-
und Sachaufwandes als Beihilfen gewährt wer-
den. Bei der Festsetzung der Höhe des Zuschusses
ist auf den Nutzen, der sich für die Betriebe
aus der Durchführung der Maßnahmen ergibt,
und die finanziellen Möglichkeiten der Betriebe
Bedacht zu nehmen.

(2) Inhabern von Betrieben, die Maßnahmen
gemäß § 19 Abs. 1 - lit. b über Ersuchen einer
Dienststelle der Arbeitsmarktverwaltung nicht
oder nicht ausschließlich im eigenen Interesse
durchführen, können Zuschüsse bis zur Höhe
des ihnen entstehenden Personal- und Sachauf-
wandes als Beihilfen gewährt werden.

(3) Einrichtungen, die Maßnahmen gemäß § 19
Abs. 1 lit. a oder b durchführen, können Zu-
schüsse bis zur Höhe des ihnen entstehenden
Personal- und Sachaufwandes als Beihilfen ge-
währt werden. Von anderen Stellen für diese
Zwecke gewährte finanzielle Mittel sind bei der
Festsetzung der Höhe des Zuschusses zu berück-
sichtigen.

(4) Die Gewährung der Beihilfen kann mit
Auflagen verbunden werden, um den mit den
Beihilfen angestrebten Erfolg tunlichst zu
sichern.

§ 22. Dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung obliegt es, nach Anhörung des Beirates für
Arbeitsmarktpolitik, im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für Finanzen, für Handel, Ge-
werbe und Industrie und für Land- und Forst-
wirtschaft Richtlinien darüber zu erlassen, in
welcher Weise die persönlichen Verhältnisse des
Beihilfenwerbers bei Gewährung einer der im
§ 19 Abs. 1 und § 27 Abs. 1 genannten Beihil-
fen zu berücksichtigen sind und inwieweit diese
Verhältnisse für die Bemessung der Dauer und
Höhe ausschlaggebend sind.

§ 23. (1) Auf Beihilfen gemäß §§ 19 und 20
besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Für den gleichen Zweck gewährte Beihilfen
sind bei Gewährung von Beihilfen nach den Vor-
schriften dieses Abschnittes zu berücksichtigen.

§ 24. (1) Begehren um Gewährung einer Bei-
hilfe gemäß §§ 19 und 20 sind bei dem nach dem
ordentlichen Wohnsitz, in Ermangelung eines
solchen bei dem nach dem gewöhnlichen Aufent-
halt des Beihilfenwerbers zuständigen Arbeits-
amt einzubringen, sofern es sich um eine Ein-
richtung oder einen Betrieb handelt, bei dem
nach dem Standort der Einrichtung beziehungs-
weise des Betriebes zuständigen Arbeitsamt, so-
fern der Arbeitsplatz aber außerhalb des Stand-
ortes der Einrichtung oder des Betriebes gelegen
ist, bei dem Arbeitsamt, in dessen Sprengel der
Arbeitsplatz liegt.

(2) Über Begehren um Gewährung von Bei-
hilfen befindet nach Anhörung des Verwaltungs-
ausschusses, sofern die Gesamtsumme im Einzel-
fall den Betrag von 200.000 S nicht übersteigt,
das Landesarbeitsamt; in allen anderen Fällen
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den Bundesministerien für
Finanzen, für Handel, Gewerbe und Industrie
und für Land- und Forstwirtschaft.

(3) Anläßlich der Gewährung einer Beihilfe
ist zu vereinbaren, daß der Empfänger einer Bei-
hilfe, der ihren Bezug vorsätzlich oder grob
fahrlässig durch unwahre Angaben oder Ver-
schweigung maßgebender Tatsachen herbeige-
führt hat, zum Ersatz des unberechtigt Empfan-
genen verpflichtet ist.

§ 25. (1) Personen, die von den im § 19
Abs. 1 lit. b genannten Maßnahmen erfaßt sind
und hiefür eine Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 lit. c
beziehen, sind, sofern entweder ihr Anspruch auf
Entgelt aus einem Beschäftigungsverhältnis, weil
sie sich einer solchen Maßnahme unterziehen,
oder ihre Pflichtversicherung wegen Urlaubes
ohne Entgeltzahlung erloschen ist, weiterhin in
der Arbeitslosen-, Kranken-, Unfall- und Pen-
sionsversicherung pflichtversichert, sofern diese
Versicherungen nicht auf Grund anderer Voraus-
setzungen bestehen. Auf diese Pflichtversicherun-
gen finden die einschlägigen Vorschriften des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 und des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der
Maßgabe Anwendung, daß als Dienstgeber die
Träger der Einrichtungen beziehungsweise die
Betriebe gelten, in denen die im § 19 Abs. 1 lit. b
angeführten Maßnahmen durchgeführt werden.
Als Grundlage für die Bemessung der Beiträge
gilt der Betrag, der auf den letzten Beitragszeit-
raum vor dem Erlöschen des Entgeltanspruches
entfiel. Die Beiträge sind aus Mitteln der Arbeits-
losenversicherung zu tragen.

(2) Tritt bei Fortbestand des Beschäftigungs-
verhältnisses infolge der Einbeziehung in eine
der im § 19 Abs. 1 lit. b genannten Maßnahmen
eine Minderung des Entgeltanspruches ein, so
gilt als allgemeine Beitragsgrundlage der Betrag,
der auf den letzten Beitragszeitraum unmittel-
bar vor der Minderung der Beitragsgrundlage
entfiel. Hiebei sind die auf den Versicherten und
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den Dienstgeber entfallenden Beiträge, soweit sie
dem Teil der Beitragsgrundlage entsprechen, der
über das zustehende geminderte Entgelt hinaus-
geht, vom Träger der Einrichtung beziehungs-
weise vom Betrieb, in denen die im § 19 Abs. 1
lit. b genannten Maßnahmen durchgeführt
werden, einzuzahlen. Der Mehrbetrag ist dem
Träger der Einrichtung beziehungsweise dem Be-
trieb aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung zu
erstatten.

(3) Personen, die während einer Arbeitsunter-
brechung infolge Urlaubes ohne Entgeltzahlung,
sofern dieser Urlaub die Dauer eines Monates
nicht überschreitet (§11 Abs. 3 lit. a des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes), von den
im § 19 Abs. 1 lit. b genannten Maßnahmen er-
faßt werden und hiefür eine Beihilfe gemäß § 20
Abs. 2 lit. c beziehen, haben Anspruch auf Er-
satz der gemäß § 53 Abs. 3 lit. c des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes und der gemäß
§ 61 Abs. 6 lit. c des Arbeitslosenversicherungs-
gesetzes 1958 entrichteten Beiträge zur Sozial-
versicherung und zur Arbeitslosenversicherung
durch die Arbeitsmarktverwaltung.

(4) Personen, die von Maßnahmen im Sinne
des § 19 Abs. 1 lit. b erfaßt werden, gelten,
sofern sie nicht schon gemäß Abs. 1 der Voll-
versicherung unterliegen, als Teilnehmer von
Ausbildungslehrgängen im Sinne des § 8 Abs. 1
Z. 3 lit. c des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, gleichgültig ob diese Maßnahmen von
der Arbeitsmarktverwaltung selbst oder von
einem von ihr damit betrauten Betrieb oder
einer solchen Einrichtung durchgeführt werden.

A u s b i l d u n g s- u n d S c h u l u n g s e i n -
r i c h t u n g e n

§ 26. Die Durchführung der Maßnahmen ge-
mäß § 19 Abs. 1 lit. b kann von den Dienst-
stellen der Arbeitsmarktverwaltung nach Anhö-
rung des Beirates für Arbeitsmarktpolitik ge-
eigneten Betrieben und Einrichtungen mit deren
Zustimmung übertragen werden, sofern durch
diese der mit den Maßnahmen angestrebte Er-
folg gewährleistet erscheint. Das Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung kann auf Vorschlag
des Beirates für Arbeitsmarktpolitik zur Durch-
führung solcher Maßnahmen erforderlichenfalls
auch eigene Einrichtungen schaffen, sofern solche
nicht bestehen oder bestehende nicht zweckent-
sprechend ausgebaut werden können.

B e i h i l f e n z u m A u s g l e i c h k u r z -
f r i s t i g e r B e s c h ä f t i g u n g s s c h w a n -

k u n g e n

§ 27. (1) Zum Ausgleich kurzfristiger Beschäf-
tigungsschwankungen können zur Sicherung von
Arbeitsplätzen oder zur Schaffung zusätzlicher
Arbeitsgelegenheiten Beihilfen gewährt werden,
um

a) Arbeiten oder Arten von Arbeiten zu för-
dern, die geeignet sind, Arbeitslosigkeit zu
verhüten oder zu verringern, und zwar
durch Beschaffung zusätzlicher Arbeits-
gelegenheiten für Arbeitslose oder für
Arbeitskräfte, die in nächster Zeit infolge
einer Betriebseinstellung, -einschränkung
oder -umstellung von Arbeitslosigkeit be-
troffen werden,

b) Unternehmen der Bauwirtschaft und der
Land- und Forstwirtschaft die Durchfüh-
rung von Arbeiten in den Wintermonaten
zu erleichtern,

c) Arbeitnehmern in der Bauwirtschaft und
in der Land- und Forstwirtschaft die Ar-
beit während der Wintermonate zu erleich-
tern,

d) den Lohnausfall bei Kurzarbeit teilweise
abzugelten.

(2) Auf Beihilfen gemäß Abs. 1 besteht kein
Rechtsanspruch.

(3) Für den gleichen Zweck gewährte Beihilfen
sind bei Gewährung von Beihilfen nach Abs. 1
zu berücksichtigen.

§ 28. (1) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. a
können als Zuschuß und ausnahmsweise als Dar-
lehen gewährt werden. Die Höhe des Zuschusses
richtet sich nach dem Aufwand, der der Arbeits-
losenversicherung im Falle der Nichtgewährung
der Beihilfe erwachsen würde. Der Errechnung
dieses Aufwandes ist die Annahme zugrunde zu
legen, daß alle durch die Förderung erfaßten
Personen die Anwartschaft für den Bezug des
Arbeitslosengeldes nach den Vorschriften des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 erbracht
haben. Ein Darlehen darf dann gewährt werden,
wenn die für die Durchführung der Arbeiten
erforderlichen Mittel so hoch wären, daß sich
selbst bei Gewährung eines Zuschusses noch ein
Fehlbetrag ergeben würde, der die Durchfüh-
rung der Arbeiten unmöglich macht. Als Dar-
lehen kann ein Betrag bis zum Dreifachen des
in Betracht kommenden Zuschusses gewährt
werden. Die Höhe des Darlehens richtet sich
nach dem Fehlbetrag. Voraussetzung ist weiters,
daß der Darlehenswerber in der Lage ist, für
die Rückzahlung des Darlehens eine ent-
sprechende Sicherheit zu bieten. Das Darlehen ist
mit dem für Kredite des ERP-Fonds ohne Bank-
spesen jeweils geltenden Satz zu verzinsen und,
falls nicht ein kürzerer Zeitraum vereinbart
wurde, längstens innerhalb von fünf Jahren ab
dem Tage der Überweisung abzustatten. Die Ge-
währung der Beihilfe ist mit der Auflage zu
verbinden, daß bei den Arbeiten vom zuständi-
gen Arbeitsamt zugewiesene Arbeitslose beschäf-
tigt werden oder daß Arbeitskräfte, die zwar
derzeit noch in Beschäftigung stehen, aber in
nächster Zeit infolge Betriebseinstellung, -ein-
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schränkung oder -umstellung von Arbeitslosigkeit
betroffen würden, weiterbeschäftigt werden.

(2) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. b können
in Form eines Zuschusses zu den Mehrkosten
gewährt werden, die durch die Ausführung
dieser Arbeiten in den Wintermonaten entstehen.
Hinsichtlich der Höhe des Zuschusses gilt das im
Abs. 1 Gesagte sinngemäß.

(3) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. c können
als Zuschuß zu den Kosten für die Winter-
arbeitskleidung, zu Fahrtkosten für Heimfahrten
zum ordentlichen Wohnsitz sowie zur Deckung
der erhöhten Kosten des Lebensunterhaltes,
wenn die Arbeit während der Wintermonate
eine getrennte Haushaltsführung bedingt, ge-
währt werden, es sei denn, daß der Dienstneh-
mer auf Grund vertraglicher Vereinbarungen
einen Anspruch auf diese Leistungen hat. Die
Höhe des Zuschusses ist unter Bedachtnahme auf
die persönlichen Verhältnisse des Beihilfen-
werbers festzulegen.

(4) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. d können
bei empfindlichen Störungen der Wirtschaft als
Kurzarbeiterunterstützung gewährt werden.

§ 29. (1) Die Gewährung der Kurzarbeiter-
unterstützung hat zur Voraussetzung, daß

a) die empfindlichen Störungen der Wirtschaft
(§ 28 Abs. 4) voraussichtlich längere Zeit
andauern werden und

b) zwischen den für den Wirtschaftszweig in
Betracht kommenden kollektivvertrags-
fähigen Körperschaften der Dienstgeber
und der Dienstnehmer Vereinbarungen
über die Leistung einer Entschädigung
während der Kurzarbeit getroffen werden.

(2) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich
des Beschäftigtenstandes, der Arbeitszeit und der
Entschädigung sichergestellt sein:

a) während der Kurzarbeit wird der Beschäf-
tigtenstand aufrechterhalten, es sei denn,
daß das Arbeitsamt in besonderen Fällen
eine Ausnahme bewilligt,

b) in zwei aufeinanderfolgenden Wochen wird
im Betrieb insgesamt mindestens 16 Stun-
den gearbeitet,

c) nicht voll beschäftigten Dienstnehmern
wird durch den Dienstgeber, wenn die aus-
fallende Arbeitszeit innerhalb zweier auf-
einanderfolgender Wochen mehr als acht
Arbeitsstunden beträgt, für den Arbeits-
ausfall als Kurzarbeiterunterstützung eine
Entschädigung geleistet. Die Kurzarbeiter-
unterstützung beträgt für die ersten acht
ausfallenden Arbeitsstunden mindestens
einen Tagessatz des Arbeitslosengeldes und
für jede weitere ausfallende Arbeitsstunde
ein Achtel des Tagessatzes des Arbeits-
losengeldes.

(3) Als Tagessatz des Arbeitslosengeldes im
Sinne des Abs. 2 lit. c gilt der Tagesbetrag des
Arbeitslosengeldes (§ 21 Abs. 4 des Arbeits-
losenversicherungsgesetzes 1958), den der betref-
fende Dienstnehmer im Falle der Arbeitslosig-
keit unter Zugrundelegung seines Arbeitsver-
dienstes bei Vollarbeit beziehen würde. An Stelle
der Tagessätze können Pauschalsätze treten, die
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
unter Bedachtnahme auf den Wochen- be-
ziehungsweise Monatsverdienst, die Lohnsteuer-
gruppe und die Anzahl der Kinderfreibeträge des
Beihilfenwerbers festgesetzt werden.

(4) Die Vereinbarungen müssen auf bestimmte
Zeit abgeschlossen werden.

§ 30. Kurzarbeiterunterstützung kann auch
aus Anlaß von Naturkatastrophen, wie Hoch-
wasser, Lawine, Schneedruck, Erdrutsch, Berg-
sturz, Orkan, Erdbeben oder ähnlichen Kata-
strophen vergleichbarer Tragweite, und deren
Folgen gewährt werden. Hiebei gelten die Be-
stimmungen des § 29 mit der Maßgabe, daß die
Erfordernisse des Abs. 1 lit. b und des Abs. 2
lit. b entfallen und Abs. 2 lit. a und c sinn-
gemäß gelten.

§ 31. Der Bezug von Schlechtwetterentschädi-
gung nach den Vorschriften des Bauarbeiter-
Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr. 129, schließt den Bezug von Kurzarbeiter-
unterstützung gemäß §§ 29 und 30 aus.

§ 32. (1) Den Dienstgebern werden die als
Kurzarbeiterunterstützung im Sinne der ge-
troffenen Vereinbarung (§ 29) ausgezahlten Be-
träge auf Antrag von dem nach dem Standort
des Betriebes zuständigen Landesarbeitsamt in
der Höhe der im § 29 Abs. 2 lit. c und Abs. 3
festgesetzten Mindestansätze oder Pauschalsätze
rückerstattet.

(2) Der Anspruch auf Rückerstattung entfällt,
wenn die Vereinbarung oder die aus den sonsti-
gen Bestimmungen über die Kurzarbeiterunter-
stützung sich ergebenden Verpflichtungen vom
Dienstgeber nicht eingehalten werden.

(3) Die Kurzarbeiterunterstützung gilt für die
Lohnsteuer als steuerpflichtiger Lohn und für
sonstige Abgaben und Beihilfen auf Grund bun-
desgesetzlicher Vorschriften als Entgelt. Während
des Bezuges der Kurzarbeiterunterstützung rich-
ten sich die Beiträge und die Leistungen der
Sozialversicherung nach der letzten Bemessungs-
grundlage vor Eintritt der Kurzarbeit.

(4) Eine Lohnsummensteuer hat der Dienst-
geber für die Kurzarbeiterunterstützung nicht
zu entrichten.

§ 33. Die näheren Bestimmungen über die
Kurzarbeiterunterstützung sind vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung, nach An-
hörung des Beirates für Arbeitsmarktpolitik, im
Einvernehmen mit den Bundesministerien für
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Handel, Gewerbe und Industrie und für Finanzen,
soweit es sich um Kurzarbeiterunterstützung für
den Bereich der Land- und Forstwirtschaft han-
delt, im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft und für
Finanzen zu treffen. Sofern es sich um die Ge-
währung von Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. b
handelt, ist auch das Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Bauten und Technik her-
zustellen.

§ 34. (1) Begehren um Gewährung einer Bei-
hilfe gemäß § 27 Abs. 1 lit. a bis c sind, sofern
es sich um eine Einrichtung oder einen Betrieb
handelt, bei dem nach dem Standort der Ein-
richtung beziehungsweise des Betriebes zuständi-
gen Arbeitsamt, sofern der Arbeitsplatz aber
außerhalb des Standortes der Einrichtung oder
des Betriebes gelegen ist, bei dem Arbeitsamt, in
dessen Sprengel der Arbeitsplatz liegt, ansonsten
bei dem nach dem ordentlichen Wohnsitz, in
Ermangelung eines solchen bei dem nach dem
gewöhnlichen Aufenthalt des Beihilfenwerbers
zuständigen Arbeitsamt, einzubringen. Begehren
gemäß § 27 Abs. 1 lit. d sind beim Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung einzubringen.

(2) Über Begehren um Gewährung von Bei-
hilfen befindet nach Anhörung des Verwaltungs-
ausschusses, sofern die Gesamtsumme im Einzel-
fall den Betrag von 200.000 S nicht übersteigt,
das Landesarbeitsamt; in allen anderen Fällen
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen.

(3) Die Vorschriften des § 24 Abs. 3 finden
sinngemäß Anwendung.

B e i h i l f e n z u r S i c h e r u n g v o n
A r b e i t s p l ä t z e n in G e b i e t e n o d e r
in P r o d u k t i o n s z w e i g e n , in d e n e n
n i c h t n u r k u r z f r i s t i g e U n t e r -
b e s c h ä f t i g u n g b e s t e h t o d e r d i e
in n ä c h s t e r Z e i t v o n s t r u k t u r e l -
l e r A r b e i t s l o s i g k e i t b e d r o h t w e r -

d e n

§ 35. (1) Zur Sicherung von Arbeitsplätzen in
Gebieten oder in Produktionszweigen, in denen
nicht nur kurzfristige Unterbeschäftigung besteht
oder die infolge einer Betriebseinschränkung oder
-umstellung von Arbeitslosigkeit bedroht werden,
können zum Zwecke der Verhütung oder Ver-
ringerung von Arbeitslosigkeit Beihilfen gewährt
werden, um

a) bestehende Arbeitsplätze zu erhalten,
b) gefährdete Arbeitsplätze durch die Ermög-

lichung betrieblicher Umstellungsmaßnah-
men zu sichern,

c) die Übersiedlung und Niederlassung von
Schlüsselkräften innerhalb eines Unterneh-
mens sowie die nötige Führung eines ge-

trennten Haushaltes solcher Arbeitskräfte
zu erleichtern, falls diese Arbeitskräfte für
die gemäß lit. a und b angestrebten Zwecke
unbedingt erforderlich sind.

(2) Beihilfen für Maßnahmen gemäß §§ 19
Abs. 1, 27 Abs. 1 und 35 Abs. 1 dürfen nur
gewährt werden, wenn ihre Gewährung volks-
wirtschaftlich nützlich und im öffentlichen Inter-
esse gelegen ist.

(3) Auf Beihilfen gemäß Abs. 1 besteht kein
Rechtsanspruch.

(4) Für den gleichen Zweck gewährte Beihilfen
sind bei Gewährung von Beihilfen gemäß Abs. 1
zu berücksichtigen.

§ 36. Beihilfen gemäß § 35 Abs. 1 lit. a und b
können, unbeschadet der Bestimmungen des
§ 37, als Zuschuß gewährt werden. Die Höhe
des Zuschusses muß zu. dem angestrebten arbeits-
marktpolitischen Zweck in einem angemessenen
Verhältnis stehen.

§ 37. (1) Zum Ausgleich bei Lohnausfällen bei
betrieblichen Umstellungsmaßnahmen gemäß
§ 35 Abs. 1 lit. b können Umstellungsbeihilfen
gewährt werden.

(2) Die Gewährung der Umstellungsbeihilfe
hat zur Voraussetzung, daß zwischen den für den
Wirtschaftszweig in Betracht kommenden kollek-
tivvertragsfähigen Körperschaften der Dienst-
geber und der Dienstnehmer Vereinbarungen
über die Leistung einer Entschädigung an die
Dienstnehmer während der Zeit der Umstellung
getroffen werden.

(3) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich
des Beschäftigtenstandes und der Entschädigung
sichergestellt sein:

a) während der Umstellung wird der Be-
schäftigtenstand aufrechterhalten, es sei
denn, daß das Arbeitsamt in besonderen
Fällen eine Ausnahme bewilligt,

b) den Dienstnehmern wird vom Dienst-
geber über die auf Grund der tatsächlichen
Arbeit gebührende Entlohnung hinaus
eine Entschädigung geleistet, durch die in-
folge der Umstellung eintretende Lohn-
ausfälle so weit ausgeglichen werden, daß
der frühere Lohnstand aufrechterhalten
wird. Der frühere Lohnstand gilt als auf-
rechterhalten, wenn die Entschädigung
mindestens 65 v. H., sofern der Dienst-
nehmer jedoch im Rahmen der gemäß
Abs. 2 getroffenen Vereinbarungen geschult
wird, mindestens 80 v. H. des Ausfalles an
Bruttoarbeitsentgelt beträgt.

(4) Die Vereinbarungen müssen auf bestimmte
Zeit abgeschlossen werden.

(5) Der Bezug von Schlechtwetterentschädigung
nach den Vorschriften dos Bauarbeiter-Schlecht-
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wetterentschädigungsgesetzes 1957 wird in die
Entlohnung eingerechnet.

(6) Den Dienstgebern werden 65 v. H., sofern
der Dienstnehmer jedoch im Rahmen der gemäß
Abs. 2 getroffenen Vereinbarungen geschult
wird, 80 v. H. des Ausfalles an Bruttoarbeitsent-
gelt für die im Sinne der gemäß Abs. 2 und 3
getroffenen Vereinbarung als Entschädigung aus-
gezahlten Beträge auf Antrag von dem nach dem
Standort des Betriebes zuständigen Landes-
arbeitsamt rückerstattet.

(7) Der Anspruch auf Rückerstattung entfällt,
wenn der Dienstgeber aus der Vereinbarung sich
ergebende Verpflichtungen nicht einhält.

(8) Die Entschädigung gilt für die Lohnsteuer
als steuerpflichtiger Lohn und für sonstige Ab-
gaben und Beihilfen auf Grund bundesgesetz-
licher Vorschriften als Entgelt. Während des
Bezuges der Umstellungsbeihilfe richten sich die
Beiträge und die Leistungen der Sozialversiche-
rung nach der letzten Bemessungsgrundlage vor
Eintritt der Umstellung.

(9) Eine Lohnsummensteuer hat der Dienst-
geber für die Umstellungsbeihilfe nicht zu ent-
richten.

§ 38. (1) Beihilfen gemäß § 35 Abs. 1 lit. c
können nur dann gewährt werden, wenn es
weder die finanzielle Lage des Betriebes noch
die persönlichen Verhältnisse des Beihilfen-
werbers gestatten, die Mittel für die in lit. c
angeführten Zwecke aus eigenem zur Gänze
aufzubringen und aus diesem Grunde die ge-
mäß § 35 Abs. 1 lit. a und b angestrebten Ziele
nicht erreicht würden.

(2) Beihilfen gemäß Abs. 1 können für Über-
siedlungen als unverzinsliches Darlehen und aus-
nahmsweise als Zuschuß gewährt werden. Als
Darlehen kann ein Betrag bis zur Höhe der tat-
sächlich entstehenden Kosten, rückzahlbar in
gleichen Monatsraten, und zwar falls kein
kürzerer Zeitraum vereinbart wurde, längstens
innerhalb zweier Jahre, gerechnet ab dem Tage
der Überweisung, gewährt werden. Als Zuschuß
kann die Beihilfe, und zwar bis zur halben Höhe
der tatsächlich entstandenen Kosten, dann ge-
währt werden, wenn die Rückzahlung eines ge-
währten Darlehens im Hinblick auf die persön-
lichen Verhältnisse des Beihilfenwerbers eine be-
sondere Härte darstellen würde.

(3) Beihilfen gemäß Abs. 1 können für
Niederlassungen als Darlehen und ausnahms-
weise als Zinsenzuschuß oder Zuschuß gewährt
werden. Die Höhe des Darlehens muß zu dem
angestrebten arbeitsmarktpolitischen Zweck in
einem angemessenen Verhältnis stehen. Das Dar-
lehen ist mit dem für Kredite des ERP-Fonds
ohne Bankspesen jeweils geltenden Satz zu ver-
zinsen und, falls nicht ein kürzerer Zeitraum
vereinbart wurde, längstens innerhalb von fünf

Jahren ab dem Tage der Überweisung in gleichen
Monatsraten abzustatten. Ein Zinsenzuschuß
wird dann gewährt werden können, wenn die
für die Durchführung der Maßnahmen erforder-
lichen Mittel so hoch sind, daß die Zinsenbe-
lastung für ein hiefür aufgenommenes Darlehen
über die finanzielle Leistungsfähigkeit des Be-
triebes hinausgeht und ohne Gewährung eines
Zinsenzuschusses die Durchführung der Maß-
nahmen unterbleiben würde. Der Zinsenzuschuß
richtet sich nach der finanziellen Leistungsfähig-
keit des Betriebes und ist höchstens so zu be-
messen, daß die dem Kreditnehmer verbleibende
Zinsenbelastung nicht unter den üblichen Zins-
satz für Kredite aus Counterpartmitteln für
ähnliche Maßnahmen (BGBl. Nr. 207/1962 in
der jeweiligen Fassung) sinkt. Als Zuschuß kann
die Beihilfe bis zu höchstens 15 v. H. der tat-
sächlich entstandenen Kosten dann gewährt wer-
den, wenn dadurch dem Beihilfenwerber die
Niederlassung ermöglicht wird.

(4) Beihilfen gemäß Abs. 1 können als Zu-
schuß zur Deckung der erhöhten Kosten des
Lebensunterhaltes, die durch die Notwendigkeit,
einen getrennten Haushalt zu führen, verursacht
sind, längstens für die Dauer eines Jahres nach
Aufnahme der getrennten Haushaltsführung ge-
währt werden, wenn ohne Gewährung einer
Beihilfe die gemäß § 35 Abs. 1 lit. a und b
angestrebten Ziele nicht erreicht würden.

§ 39. (1) Begehren um Gewährung einer Bei-
hilfe gemäß § 35 Abs. 1 lit. a und b sind bei
dem nach dem Standort des Betriebes zuständi-
gen Landesarbeitsamt, sofern es sich um eine
Beihilfe gemäß lit. c handelt, bei dem nach dem
ordentlichen Wohnsitz in Ermangelung eines
solchen bei dem nach dem gewöhnlichen Auf-
enthalt des Beihilfenwerbers zuständigen Landes-
arbeitsamt einzubringen.

(2) Über Begehren um Gewährung von Bei-
hilfen befindet nach Anhörung des Verwaltungs-
ausschusses, sofern die Gesamtsumme im Einzel-
fall den Betrag von 300.000 S nicht übersteigt,
das Landesarbeitsamt; in allen anderen Fällen
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den Bundesministerien für
Finanzen und für Handel, Gewerbe und In-
dustrie, soweit es sich jedoch um Begehren han-
delt, die den Bereich der Land- und Forstwirt-
schaft betreffen, im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für Finanzen und für Land-
und Forstwirtschaft.

(3) Die Vorschriften des § 24 Abs. 3 finden
sinngemäß Anwendung.

ABSCHNITT V

Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung und
Beirat für Arbeitsmarktpolitik

§ 40. Dienststellen der Arbeitsmarktverwal-
tung im Sinne dieses Bundesgesetzes sind das
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Bundesministerium für soziale Verwaltung und
die diesem unterstehenden Landesarbeitsämter
und Arbeitsämter.

B e i r a t f ü r Arbeitsmarktpolitik

§ 41. (1) Beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung wird ein Beirat für Arbeitsmarkt-
politik errichtet.

(2) Dem Beirat für Arbeitsmarktpolitik obliegt
die Beratung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung bei der Festlegung der zu verfol-
genden Arbeitsmarktpolitik. Er ist weiters in
allen Angelegenheiten zu hören, wo dies gesetz-
liche Vorschriften vorsehen.

(3) Der Beirat für Arbeitsmarktpolitik setzt
sich aus je sechs Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
vertretern, aus zwei Fachleuten aus dem Kreise
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften und
aus je einem Vertreter der Bundesministerien
für Finanzen, für Handel, Gewerbe und In-
dustrie, für Land- und Forstwirtschaft, für Bau-
ten und Technik, für Inneres, für Unterricht
und aus der gleichen Anzahl von Ersatzmit-
gliedern zusammen. Die Mitglieder und Ersatz-
mitglieder aus dem Kreise der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter werden vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung auf Grund
von Vorschlägen bestellt.

(4) Die Vorschläge für die Bestellung der
Arbeitgebervertreter erstattet für je zwei Mit-
glieder und zwei Ersatzmitglieder die Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft, die Ver-
einigung Österreichischer Industrieller und die
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs. Die Vorschläge für die Bestel-
lung der Arbeitnehmervertreter erstattet für je
drei Mitglieder und drei Ersatzmitglieder der
Österreichische Arbeiterkammertag, für je zwei
Mitglieder und zwei Ersatzmitglieder der Öster-
reichische Gewerkschaftsbund und für je ein Mit-
glied und ein Ersatzmitglied der Österreichische
Landarbeiterkammertag.

(5) Die Fachleute aus dem Kreise der Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften und deren Ersatz-
mitglieder werden nach Anhörung der Inter-
essenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung bestellt.

(6) Die Vertreter der im Abs. 3 genannten
Bundesministerien und deren Ersatzmitglieder
werden vom zuständigen Bundesminister nam-
haft gemacht.

(7) Wird ein Vorschlag gemäß den Abs. 4
und 6 nicht innerhalb zweier Monate erstattet,
so bestellt der Bundesminister für soziale Ver-
waltung diese Mitglieder aus eigenem.

(8) Das für jedes Mitglied bestellte Ersatzmit-
glied vertritt das Mitglied, wenn dieses an der

Ausübung seiner Funktion verhindert ist oder
wenn es seines Amtes enthoben wurde, und
zwar bis zur Bestellung eines neuen Mitgliedes.

§ 42. (1) Als Mitglieder (Ersatzmitglieder)
können nur österreichische Staatsbürger bestellt
werden, die das 24. Lebensjahr vollendet haben
und eigenberechtigt sind. Ausgeschlossen vom
Amte eines Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) sind
Personen, die nach dem Geschwornen- und
Schöffenlistengesetz, BGBl. Nr. 135/1946, in der
jeweils geltenden Fassung, wegen einer straf-
gerichtlichen Verurteilung zum Amte eines
Geschwornen oder Schöffen unfähig sind.

(2) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) werden
für eine Amtsdauer von fünf Jahren bestellt.
Sie haben vor Antritt ihres Amtes dem Bundes-
minister für soziale Verwaltung durch Hand-
schlag gewissenhafte und unparteiische Aus-
übung ihres Amtes zu geloben. Das Amt von
Mitgliedern (Ersatzmitgliedern), die innerhalb
der fünfjährigen Amtsdauer bestellt werden,
endet mit deren Ablauf. Die infolge des Ablaufes
der Amtsdauer ausscheidenden Mitglieder haben
ihr Amt bis zur Wiederbesetzung auszuüben.
Wiederbestellung ist zulässig.

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
hat ein Mitglied (Ersatzmitglied) seines Amtes
zu entheben, wenn ein der Bestellung entgegen-
stehendes gesetzliches Hindernis bekannt wird
oder wenn es sich einer groben Verletzung oder
dauernden Vernachlässigung seiner Pflichten
schuldig gemacht hat. Ein Mitglied (Ersatzmit-
glied) ist auch dann zu entheben, wenn in
seiner Berufstätigkeit eine solche Änderung ein-
tritt, daß es nicht mehr geeignet erscheint, die
Interessen jener Gruppen wahrzunehmen, zu
deren Vertretung es bestellt wurde.

§ 43. (1) Den Vorsitz im Beirat für Arbeits-
marktpolitik führt der Bundesminister für soziale
Verwaltung oder der von ihm bestellte Vertre-
ter. Der Vorsitzende kann den Beratungen des
Beirates für Arbeitsmarktpolitik weitere Fach-
leute beiziehen.

(2) Der Beirat für Arbeitsmarktpolitik kann
zur Erledigung bestimmter Aufgaben Ausschüsse
aus dem Kreise seiner Mitglieder einsetzen. Der
Beirat für Arbeitsmarktpolitik und die von ihm
eingesetzten Ausschüsse werden vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung einberufen.

(3) Die Mitglieder des Beirates für Arbeits-
marktpolitik und alle Personen, die an den
Sitzungen des Beirates für Arbeitsmarktpolitik .
teilnehmen, sind verpflichtet, über alle ihnen in
Ausübung ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen
Amts-, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse
strengste Verschwiegenheit zu bewahren.

(4) Die Mitglieder des Beirates für Arbeits-
marktpolitik haben Anspruch auf Ersatz der
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Reise- und Aufenthaltskosten sowie auf Ent-
schädigung für Zeitversäumnis entsprechend den
Bestimmungen und Tarifen, die für Schöffen
nach dem Gebührenanspruchsgesetz 1965, BGBl.
Nr. 179, gelten; darüber hinaus gebührt ihnen
nach Maßgabe ihrer Inanspruchnahme ein
Sitzungsgeld, dessen Höhe vom Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen be-
stimmt wird.

§ 44. Die bei den Landesarbeitsämtern be-
stehenden Verwaltungsausschüsse (§ 76 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958) haben,
abgesehen von den ihnen nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften übertragenen Aufgaben, bei
der Erfüllung der den Landesarbeitsämtern ob-
liegenden Aufgaben, soweit dies in diesem Bun-
desgesetz vorgesehen ist, mitzuwirken. In Ange-
legenheiten der Arbeitsvermittlung von grund-
sätzlicher Bedeutung ist der zuständige Verwal-
tungsausschuß zu hören.

ABSCHNITT VI

Allgemeine Bestimmungen

Z u s a m m e n a r b e i t d e r D i e n s t s t e l -
l e n d e r A r b e i t s m a r k t v e r w a l t u n g

m i t a n d e r e n S t e l l e n

§ 45. Die Dienststellen der Arbeitsmarktver-
waltung haben bei der Durchführung ihrer
Aufgaben auf die Zusammenarbeit mit den
Trägern der Sozialversicherung, den Kranken-
anstalten, den gesetzlichen Interessenvertretun-
gen sowie mit den kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer Bedacht zu nehmen.

M e l d u n g e n d e r K r a n k e n v e r s i c h e -
r u n g s t r ä g e r

§ 46. Die Träger der Krankenversicherung
haben eine Ausfertigung der bei ihnen einlangen-
den An- und Abmeldungen von Dienstnehmern
zur Sozialversicherung, nach Prüfung auf ihre
Vollständigkeit, an das nach dem Standort des
Betriebes zuständige Arbeitsamt weiterzuleiten.

G e b ü h r e n f r e i h e i t

§ 47. Die im Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz erforderlichen Eingaben, Beilagen und
Vollmachten sind von den Stempel- und Rechts-
gebühren des Bundes befreit. Diese Befreiung
gilt jedoch nicht im Verfahren gemäß §§ 9
Abs. 3, 17 und 18.

S t r a f b e s t i m m u n g e n

§ 48. Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen des § 9 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes
werden, sofern die Tat nicht nach anderen Ge-
setzen einer strengeren Strafe unterliegt, von

der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen
von 300 S bis 6000 S oder mit Arrest von
einem Tag bis zu zwei Wochen bestraft; beide
Strafen können auch nebeneinander verhängt
werden.

ABSCHNITT VII

Übergangsbestimmungen

W e i t e r g e l t e n von Berechtigungen
z u r A r b e i t s v e r m i t t l u n g

§ 49. Alle seit April 1945 vom Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung erteilten Geneh-
migungen zur Ausübung der gemeinnützigen
oder erwerbsmäßigen Arbeitsvermittlung bleiben
unter den erteilten Auflagen aufrecht. Alle
sonstigen Berechtigungen zur Ausübung der
Arbeitsvermittlung erlöschen drei Monate nach
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes.

R e n t e n b e i h i l f e n

§ 50. Der Anspruch auf Rentenbeihilfen der
Personen, denen die Berechtigung zur Ausübung
der erwerbsmäßigen Arbeitsvermittlung nach
dem 13. März 1938 entzogen wurde, bleibt auf-
recht, solange die Voraussetzungen, unter denen
die Zuerkennung erfolgte, vorliegen. Auf Antrag
kann das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen die Rentenbeihilfen
erhöhen insoweit dies unter Bedachtnahme auf
die Einkommens- und Vermögensverhältnisse
des Rentenbeziehers notwendig erscheint.

ABSCHNITT VIII

Finanzielle Bestimmungen

§ 51. (1) Der aus diesem Bundesgesetz er-
wachsende Aufwand einschließlich des Verwal-
tungsaufwandes ist vorschußweise vom Bund zu
bestreiten.

(2) Der Verwaltungsaufwand umfaßt die Ver-
waltungskosten, die den Landesarbeitsämtern
und Arbeitsämtern aus der Erfüllung aller ihrer
Aufgaben erwachsen, sowie die Vergütung an
die Gemeinden und an die Träger der Kranken-
versicherung für die Mitwirkung bei der Durch-
führung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1958.

(3) Der Verwaltungsaufwand der Landes-
arbeitsämter und Arbeitsämter ist je zur Hälfte
aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung
(Art. IV Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958)
und aus Bundesmitteln zu bestreiten.

(4) Der Aufwand für die arbeitsmarktpoliti-
schen Förderungsmaßnahmen (Abschnitt IV),
für die Rentenbeihilfen (§ 50) sowie für die Ver-
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gütungen gemäß Abs. 2 ist aus Mitteln der
Arbeitslosenversicherung zu bestreiten.

(5) Sofern die laufenden Einnahmen der
Arbeitslosenversicherung nach Abzug des Auf-
wandes, der aus den Mitteln der Arbeitslosen-
versicherung zu bestreiten ist, zur Deckung des
nach Abzug des Bundesbeitrages zu den Ver-
waltungskosten der Landesarbeitsämter und
Arbeitsämter verbleibenden Aufwandes nach
diesem Bundesgesetz nicht ausreichen, ist der un-
gedeckte Betrag aus dem Reservefonds zu ent-
nehmen. Vom Reservefonds dürfen in einem
solchen Fall Mittel nur so weit herangezogen
werden, als diese den aus den Mitteln der
Arbeitslosenversicherung zu bestreitenden durch-
schnittlichen Jahresaufwand der letzten fünf Jahre
übersteigen.

ABSCHNITT IX

Schlußbestimmungen

A u f h e b u n g v o n R e c h t s v o r -
s c h r i f t e n

§ 52. (1) Alle auf Grund des § 2 des Rechts-
Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr. 6/1945, in vor-
läufige Geltung gesetzten Vorschriften, die mit
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in
Widerspruch stehen, treten, soweit sie noch wirk-
sam sind, außer Kraft. Insbesondere verlieren
ihre Wirksamkeit:

1. vom Gesetz über Arbeitsvermittlung und
Arbeitslosenversicherung vom 16. Juli 1927,
DRGBl. I S. 187, der 2. Abschnitt und der
4. Abschnitt zur Gänze sowie die übrigen Be-
stimmungen, insoweit sie sich auf die Arbeits-
vermittlung und Berufsberatung beziehen,
sowie alle auf Grund dieser Bestimmungen er-
lassenen Verordnungen und Anordnungen,

2. das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Berufs-
beratung und Lehrstellenvermittlung vom
5. November 1935, DRGBl. I S. 1281, sowie
alle auf Grund dieser Bestimmungen ergan-
genen Verordnungen und Anordnungen,

3. das Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes
vom 15. Mai 1934, DRGBl. I S. 381, in der
Fassung des Gesetzes zur Befriedigung des Be-
darfes der Landwirtschaft an Arbeitskräften
vom 26. Februar 1935, DRGBl. I S. 310, sowie
alle auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen
Verordnungen und Anordnungen,

4. die Verordnung des Reichswirtschaftsministers
über die Verteilung von Arbeitskräften vom
10. August 1934, DRGBl. I S. 786, sowie alle
auf Grund dieser Bestimmungen ergangenen
Verordnungen und Anordnungen,

5. die Verordnung zur Änderung von Vor-
schriften über Arbeitseinsatz und Arbeitslosen-
hilfe vom 1. September 1939, DRGBl.
I S. 1662, soweit sie sich auf den Arbeitsein-
satz bezieht, und alle auf Grund dieser Be-
stimmungen ergangenen Verordnungen und
Anordnungen,

6. die Verordnung über die Vermittlung, An-
werbung und Verpflichtung von Arbeitneh-
mern nach dem Ausland vom 28. Juni 1935,
DRGBl. I S. 903.

(2) Die Vorschriften des § 103 a der Gewerbe-
ordnung, RGBl. Nr. 227/1859, der §§ 198 bis 201
und 300 a des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, des § 98 a des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1957, und des
§ 80 a des Landwirtschaftlichen Zuschußrenten-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 293/1957, blei-
ben unberührt.

I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

§ 53. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jän-
ner 1969 in Kraft. Ausführungsbestimmungen
können bereits vor diesem Zeitpunkt erlassen
werden, sie treten jedoch nicht vor Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist, das Bundesministerium für soziale
Verwaltung betraut.

(3) Die Vertretung des Bundes als Träger von
Privatrechten gemäß §§ 19 bis 39 obliegt dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung.

Jonas
Klaus Rehor Piffl
Koren Schleinzer Mitterer

Kotzina

32. Verordnung des Bundesministeriums für
Bauten und Technik vom 5. Dezember 1968,
mit der ein Teil der Triester Straße im Be-
reich der Stadtgemeinde St. Veit a. d. Glan

als Bundesstraße aufgelassen wird

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstraßen-
gesetzes, BGBl. Nr. 59/1948, wird verordnet:

Das Straßenteilstück der Triester Straße im Be-
reich der Stadtgemeinde St. Veit a. d. Glan von
km 289,480 (alt) bis km 289,780 (alt) wird als
Bundesstraße aufgelassen.

Kotzina
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33. Verordnung des Bundesministeriums für
Inneres vom 20. Dezember 1968 über die Zu-
weisung von Disziplinarsachen bestimmter
Behörden an Disziplinarkommissionen bei

anderen Behörden

Auf Grund des § 100 Abs. 2 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, in der derzeit gelten-
den Fassung, wird verordnet:

Die Disziplinarsachen der nachstehend ange-
führten Behörden werden den im folgenden ge-
nannten Disziplinarkommissionen erster Instanz
zugewiesen:

1. Die Disziplinarsachen sämtlicher Sicherheits-
direktionen der Disziplinarkommission bei der
Bundespolizeidirektion Wien.

2. Die Disziplinarsachen der Bundespolizeidirek-
tion Eisenstadt sowie der Bundespolizeikom-
missariate St. Pölten, Wr. Neustadt und
Schwechat der Disziplinarkommission bei der
Bundespolizeidirektion Wien.

3. Die Disziplinarsachen des Bundespolizeikom-
missariates Leoben der Disziplinarkommission
bei der Bundespolizeidirektion Graz.

4. Die Disziplinarsachen der Bundespolizeikom-
missariate Steyr und Wels der Disziplinarkom-
mission bei der Bundespolizeidirektion Linz.

5. Die Disziplinarsachen der Bundespolizeidirek-
tion Salzburg der Disziplinarkommission bei
der Bundespolizeidirektion Innsbruck.

6. Die Disziplinarsachen des Bundespolizeikom-
missariates Villach der Disziplinarkommission
bei der Bundespolizeidirektion Klagenfurt.

7. Die Disziplinarsachen der Beamten des amts-
ärztlichen Dienstes (Polizeiärzte) sämtlicher
Bundespolizeibehörden der Disziplinarkommis-
sion bei der Bundespolizeidirektion Wien.

Soronics

34. Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 23. Dezem-
ber 1968 über die Einrichtung und Führung

des Wasserwirtschaftskatasters

Auf Grund des § 59 Abs. 4 des Wasserrechts-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 215, wird verordnet:

§ 1. (1) Der Wasserwirtschaftskataster ist vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft als Übersicht über die maßgeblichen was-
serwirtschaftlichen Verhältnisse im Bundesgebiet
zu führen.

(2) In ihm sind Angaben und Erkenntnisse über
die gewässerkundlichen Grundlagen einschließlich
der für die Wasserwirtschaft in Betracht kom-
menden klimatischen und geologischen Verhält-
nisse, über den Grundwasserhaushalt, die Ent-

und Bewässerungen, die Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung, den Gütezustand der Ge-
wässer, die Wasserkraftnutzung sowie über Ge-
wässerregulierungen, Hochwasserschutz und
Wildbachverbauungen fachgemäß zu sammeln, in
zusammenhängender Weise darzustellen und auf
dem laufenden zu halten.

(3) Dabei ist auf die wesentlichen Wasser-
nutzungen, den notwendigen Gewässerschutz und
die gegenseitige Abhängigkeit der verschiedenen
Eingriffe in den Wasserhaushalt ebenso Bedacht
zu nehmen wie auf die voraussichtliche Entwick-
lung der Wasserwirtschaft und des Raumes als
ganzes.

(4) Der Wasserwirtschaftskataster ist nach
Flußgebieten und nach Sachgebieten zu gliedern.

§ 2. (1) Die räumliche Gliederung hat sich an
folgende Hauptflußgebiete zu halten:

Rhein,
Donau I (oberhalb des Inn),
Inn I (oberhalb der Salzach),
Inn II (von der Salzach bis zur Mündung, ein-

schließlich Salzach),
Donau II (vom Inn bis zur Ybbs, ohne Traun

und Enns),
Traun,
Enns,
Donau III (von der Ybbs bis zum Kamp, ein-

schließlich Ybbs und Kamp),
Donau IV (vom Kamp bis zur Staatsgrenze, ein-

schließlich Leitha, ohne March),
Moldau,
March,
Rabnitz,
Raab,
Mur,
Drau.

(2) Diese Hauptflußgebiete sind nach Fühlung-
nahme mit den berührten Bundesländern unter
Berücksichtigung hydrographischer und verwal-
tungsökonomischer Gesichtspunkte sowie wasser-
wirtschaftlicher Erfordernisse zu unterteilen.

§ 3. (1) In sachlicher Hinsicht ist die Darstel-
lung wie folgt zu untergliedern:

Teil I: Grundlagen der Wasserwirtschaft

a) A l l g e m e i n e G e b i e t s ü b e r s i c h t :
geographische Gliederung,
Geologie und Morphologie,
Klima, Gewässer, Boden und Vegetation,
Besiedlung, Wirtschaft und Verkehr;

b) V e r m e s s u n g s t e c h n i s c h e
G r u n d l a g e n :
Flußaufnahmen,
Geländeaufnahmen,
Höhenfestpunkte;
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c) H y d r o g r a p h i s c h e G r u n d l a g e n
(quantitativ und qualitativ):
Ergebnisse vieljähriger Beobachtungs- und

Meßreihen sowie systematischer Unter-
suchungen, insbesondere über Nieder-
schlag, Oberflächengewässer, Grundwas-
ser und Quellen,

Gebietscharakteristik;

d) N u t z u n g s - u n d G e f ä h r d u n g s -
p o t e n t i a l e :
verfügbare Wassermengen,
Gewässergüte,
Rohwasserkräfte,
Vermurungs- und Hochwasserabflußgebiete,

Retentionsräume,
Speichermöglichkeiten.

Teil II: Wasserwirtschaftlicher Bestand

Wasserversorgungen,
Abwasserbeseitigungen,
wassergefährdende Anlagen,
Gewässerregulierungen, Hochwasserschutz, Wild-

bachverbauungen,
Ent- und Bewässerungen,
Wasserkraft- und Speicheranlagen,
Schiffahrt, Flößerei, Fischerei, Sonstiges,
Schutzmaßnahmen und Widmungen, insbesondere

wasserwirtschaftliche Rahmenverfügungen und
anerkannte Rahmenpläne, Wasserschutz- und
Schongebiete, Natur- und Landschaftsschutz-
gebiete, Verordnungen über Flächenwidmun-
gen und Raumordnungen.

Teil III: Für die Wasserwirtschaft maßgebliche
Planungen

Grundwasserhoffnungsgebiete,
ent- und bewässerungsbedürftige Gebiete,
Entwürfe für wasserwirtschaftliche Rahmenpläne,
Teilplanungen und Ausbaukonzepte für Fluß-

gebiete,
naturschutzrechtliche Planungen,
Raumordnungsstudien,
Vorkehrungen für Zivil- und Katastrophen-

schutz,
sonstige für die Wasserwirtschaft maßgebliche

Siedlungs-, Verkehrs-, Wirtschafts- und Er-
holungsplanungen.

(2) Bei der Darstellung sind rechtlicher Bestand
und Planungen deutlich zu trennen.

(3) Als Hinweis auf wasserrechtliche Bewilli-
gungen genügt gegebenenfalls die Anführung der
Postzahl des Wasserbuches.

(4) Die einzelnen Beiträge zum Wasserwirt-
schaftskataster sind möglichst mit Quellenangabe
und Abschlußdatum zu versehen. Ferner ist fluß-
gebietsweise ein Literaturverzeichnis zu führen.

§ 4. (1) Für die Führung des Wasserwirtschafts-
katasters sind in erster Linie die amtlichen Ergeb-
nisse der Beobachtungen, Erhebungen und Mes-
sungen sowie Pläne, Karten, Studien und Gut-
achten von staatlichen Dienststellen und Anstal-
ten wie insbesondere des Hydrographischen
Dienstes, der Geologischen Bundesanstalt, der
Zentralanstalt für Meteorologie und Geodyna-
mik, des Bundesamtes für Eich- und Vermes-
sungswesen, der Kulturbauämter und Wasser-
bauabteilungen sowie des Wasserbuchdienstes und
des wasserwirtschaftlichen Planungsorganes der
Ämter der Landesregierungen, des Bundesstrom-
bauamtes, des Wasserwirtschaftsfonds, der Bun-
desanstalt für Wasserbiologie und Abwasserfor-
schung, des Bundesinstitutes für Gewässerfor-
schung und Fischereiwirtschaft sowie der forst-
technischen Abteilung für Wildbach- und Lawi-
nenverbauung und der forstlichen Bundesver-
suchsanstalt in fachgemäßer Weise zu verwerten.
Die staatlichen Dienststellen sind — soweit keine
besondere gesetzliche Regelung besteht — ver-
pflichtet, diese Unterlagen für den Wasserwirt-
schaftskataster zur Verfügung zu stellen.

(2) Auch geeignete Beobachtungsergebnisse,
Studien und Aufzeichnungen von Gemeinden,
Ziviltechnikern der einschlägigen Fachgebiete und
Privatunternehmungen wie insbesondere von
Kraftwerksgesellschaften und Industriebetrieben
sind im Sinne der §§ 57 und 58 WRG. 1959 für
den Wasserwirtschaftskataster heranzuziehen und
zu verwerten.

(3) Als Unterlage für den Teil I und für den
Abschnitt über Wasserkraft- und Speicheranlagen
in Teil II sind vor allem die bereits vorliegenden
Bände des Wasserkraftkatasters heranzuziehen.
Erweisen sich ganze Abschnitte eines Bandes des
Wasserkraftkatasters als aktuell, so genügt an der
entsprechenden Stelle des Wasserwirtschafts-
katasters ein Hinweis auf diese Veröffentlichung.

(4) Nach Bedarf sind systematische Unter-
suchungen und Erhebungen für Fluß-, See- oder
Grundwassergebiete hinsichtlich Wasserversor-
gung, Gewässergüte, Hochwasserschutz und an-
derer für die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse
und Zusammenhänge erheblicher Faktoren zu
veranlassen.

§ 5. (1) Die Reihenfolge der Arbeiten für den
Wasserwirtschaftskataster, der Untergliederung
und Darstellung im einzelnen, der Vorwegnahme
dringlicher Sachgebiete und der Grundlagen für
Schwerpunktmaßnahmen bestimmt das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft nach
Fühlungnahme mit den Ämtern der Landes-
regierungen.

(2) Einzelne Sachgebiete, wie zum Beispiel nutz-
bare Grundwasservorkommen, Hochwasserab-
flußgebiete und Retentionsräume können nach
Maßgabe der wasserwirtschaftlichen Planungs-
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erfordernisse schwerpunktmäßig auch für ein
Bundesland oder für das ganze Bundesgebiet vor-
gezogen und zusammengefaßt werden. Ebenso
können die für den Donaustrom selbst maß-
gebenden Grundlagen und Planungen einheitlich
zusammengefaßt werden.

§ 6. (1) Der Wasserwirtschaftskataster ist fluß-
und sachgebietsweise in Teilheften und Bänden
zu veröffentlichen.

(2) Die Teilhefte bestehen aus ergänzungs-
fähigen oder auswechselbaren Einzelblättern im
Normformat und sind mit Inhaltsverzeichnis und
Übersichtskarte zu versehen.

(3) Die Beschreibungen sind jeweils durch
Pläne, Karten, Tabellen und Diagramme zu er-
ganzen.

(4) Jedermann steht es frei, den Wasserwirt-
schaftskataster einzusehen, Abschriften zu neh-

men oder Kopien gegen Ersatz der Kosten zu
erwerben.

§ 7. Zur Erstellung und Evidenzhaltung des
Wasserwirtschaftskatasters haben die wasserwirt-
schaftlichen Planungsorgane (§ 55 WRG. 1959)
die für die in Bearbeitung befindlichen oder ab-
geschlossenen Fluß- und Sachgebiete maßgeblichen
Bewilligungs-, Überprüfungs- und Erlöschens-
bescheide sowie Verordnungen halbjährlich dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft (Wasserwirtschaftskataster) zu übersenden.

§ 8. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
verliert die Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 4. Mai 1935,
BGBl. Nr. 163, ihre Wirksamkeit.

Schleinzer


